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Gesetz zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 


Vom 26. April 1960 


Der Bundestag hat. das folgende Gesetz be¬ 
schlossen; 


Artikel 1 

§ 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes in der Fas¬ 
sung des Artikels 4 des Straßenbaufinanzierungs- 
gesetzes vom 28. März I960 (Bundesgesetzbl. I S. 201) 
erhält folgende Fassung: 

„(2) Heizöle und Flüssiggase dürfen unter 
Stoucraufsicht steuerbegünstigt zum Antrieb von 
Gasturbinen in ortsfesten Anlagen zur Strom¬ 
erzeugung und zum unmitUelbaren Verheizen, 
Flüssiggase auch zur Gewinnung von Licht ver¬ 
wendet werden, und zwar Flüssiggase unver¬ 
steuert, Heizöle bis zum 30. April 1963 


a) Gasöle zum Steuersatz von 1 DM, 

b) andere Schweröle und Reinigungs¬ 
extrakte zum Steuersatz von 2,50 DM 

für 100 kg, ab l.Mai 1963 unversteuert. Heizöle 
im Sinne dieser Bestimmung sind die Schweröle 
und Rcinigungsextrakte mit einem Flammpunkt 
im geschlossenen Tiegel über 55° C, bei deren 
Destillation nach DIN 51 752 bis 250° C weniger 
als 40 Raumhundertteile übergehen." 


Artikel 2 


Die Steuerschuld für Heizöle, die sich beim In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes in einem Zollsicherungs¬ 
verkehr zur Abgabe an andere Zollsicherungsver- 
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kehre zum unmittelbaren Verheizen befinden, wird 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes unbedingt 

a) für Gasöle in Höhe von 1 DM, 

b) für andere Schweröle und Reinigungsextrakte 
in Höhe von 2,50 DM 

für 100 kg. 

Artikel 3 

Die Bundesregierung kann, nachdem dem Bundes¬ 
rat Gelegenheit zur Stellungnahme binnen zwei 
Wochen gegeben worden ist, durch Rechtsverord¬ 
nung mit Wirkung bis spätestens 30. April 1963 die 
Steuersätze für Heizöle nach § 8 Abs. 2 des Mineral¬ 
ölsteuergesetzes senken, wenn dies aus gesamtwirt¬ 
schaftlichen Gründen notwendig ist, oder sie für 
Gasöle bis auf 3,— DM, für andere Schweröle und 
Reinigungsextrakte bis auf 3,75 DM für 100 kg er¬ 
höhen, wenn dies aus gesamtwirtschaftlichen Grün¬ 
den und zur Anpassung des Steinkohlenbergbaues 
an eine wesentliche Veränderung des Energiemark¬ 
tes erforderlich ist. 


Artikel 4 

Das Aufkommen aus der Besteuerung der Heizöle 
nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes dient 
nach näherer Bestimmung des Bundeshaushaltsplans 
für Maßnahmen zur Anpassung des Steinkohlen¬ 
bergbaues an die veränderte Lage auf dem Energie¬ 
markt, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten. 


Artikels 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord¬ 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit¬ 
ten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1960 in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 26. April 1960 

Der Bundespräsident 
Lübke 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Für den Bundesminister der Finanzen 
Der Bundesminister für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 
B a lk e 
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Bekanntmachung der Neufassung 
der Kapitalverkehrsteuer-Durchführungsverordnung 

Vom 20. April 1960 

Auf Grund des § 29 Abs, 2 des Kapitalverkehr- 
sleuergeselz.es in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 530) wird 
nachstehend der Wortlaut der Kapitalverkehrsteuer- 
Du rchflihrungs Verordnung unter Berücksichtigung 
der Verordnung zur Änderung der Kapitalverkehr- 
steuor-Durchführungsverordnung' vom 23. Dezember 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 801) bekanntgemacht. 

Bonn, den 20. April 1960 


Der Bundesminister der Finanzen 

In Vertretung 
Prof. Dr. Hettlage 
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Kapitalveikehrsteuer-Durcliführungsverordnung 
in der Fassung vom 20. April 1960 
(KVStDV 1960) 


§ 1 

Sachliche Zuständigkeit 

Die Verwaltung der Gesellschaftsteuer, der Wert¬ 
papi erstou er und der Börsenumsatzsteuer kann ab¬ 
weichend von der allgemeinen Bezirkseinteilung der 
Finanzämter bestimmten Finanzämtern übertragen 
werden, die in den folgenden Bestimmungen kurz 
als Kapital Verkehrsteuerämter bezeichnet werden. 

ERSTER TEIL 

Gesellschaftsteuer 

1. örtliche Zuständigkeit 

§ 2 

Bei inländischen Kapitalgesellschaften oder inlän¬ 
dischen Niederlassungen ausländischer Kapitalgesell¬ 
schaften ist das Kapitalverkehrsteueramt örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk die Gesellschaft oder 
Niederlassung ihre Geschäftsleitung oder, wenn die 
Geschäftsleilung nicht im Inland ist, ihren Sitz hat. 

2. Beist and sp fl ich l der Urkundspersonen 

§ 3 

(1) Behörden, Beamte und Notare (Urkundsperso¬ 
nen), die eine Urkunde über RediLsvorgänge der in 
§§ 2 und 3 des Gesetzes bezoi ebneten Art auf genom¬ 
men oder entworfen und beglaubigt haben, müssen 
dem zuständigen Kapital verkehrsteueramt eine für 
di ese s b es t im in te hegt a uh Lg te Ab sch rif t der Urkünde 
über senden. Das gleiche gilt für Urkunden über die 
Errichtung einer Kapitalgesellschaft, die Erhöhung 
ihres Kapitals oder Beschlüsse über die Einforderung 
von Leistungen im Sinne des § 2 Nr. 2 des Gesetzes, 
Die Abschri.lt ist binnen zwei Wochen, von der Auf¬ 
nahme oder Beglaubigung der Urkunde ab gerech¬ 
net, einzureichen. Die Frist gilt als gewahrt, wenn 
die Abschrift, bei einem nicht zuständigen Finanzamt 
rechtzeitig einge.reicht wird. In diesem Fall über¬ 
sendet das Finanzamt die Abschrift dem zuständigen 
Kap ita! verk eh rsleueramI. 

(2) Die Verpflichtung der Urkundspersonen (Ab¬ 
satz 1) besieht auch dann, wenn der Rechtsvorgang 
von der Besteuerung ausgenommen ist (§ 7 des 
Gesetzes). 

(3) Die Urkundspotsou hat im Fall der Beurkun¬ 
dung auf der Urschrift der Urkunde zu bescheinigen, 
daß die beglaubigte Abschrift an das Finanzamt 
abgesandt ist. Der Tag der Absendung und das 
Finanzamt, dem die Abschrift übersandt ist, sind in 
der Bescheinigung anzugeben. Im Fall der Beglau¬ 
bigung hat die Urkundsperson die Bescheinigung 
auf die von ihr zurückbehaltene Abschrift zu setzen 
oder einen Vermerk über die Absendung anzuferti¬ 
gen und bei ihren Akten aufzubewahren. 


(4) Das Kapitalverkehrsteueramt bestätigt unver¬ 
züglich den Eingang der Abschrift. Die Urkundsper¬ 
son hat das Bestätigungsschreiben mit der Urschrift 
oder der beglaubigten Abschrift oder mit dem Ab¬ 
sendungsvermerk zu verbinden. 

(5) Die Urkundspersonen dürfen den Beteiligten 
die Urschrift, eine Ausfertigung oder beglaubigte 
Abschrift der Urkunde erst dann aushändigen, wenn 
das Kapitalverkehrsteueramt den Eingang der Ab¬ 
schrift bestätigt oder der Aushändigung der Ur¬ 
kunde zugestimmt hat. 

3. Anmeldung 

§ 4 

(1) Die Beteiligten haben Rechtsvorgänge der in 
§§ 2 und 3 des Gesetzes bezeichneten Art binnen 
zwei Wochen, vom Tag ab gerechnet, an dem der 
Rechtsvorgang stattgefunden hat, dem zuständigen 
Kapitalverkehrsteueramt anzumelden. Ist über den 
Rechtsvorgang eine privatschriftliche Urkunde auf¬ 
genommen worden, so müssen die am Rechtsvor¬ 
gang Beteiligten außer der Anmeldung die Urschrift 
oder eine beglaubigte Abschrift der Urkunde binnen 
zwei Wochen, von der Aufnahme der Urkunde ab 
gerechnet, dem zuständigen Kapitalverkehrsteuer¬ 
amt vorlegen. 

(2) Wer Leistungen der in § 2 Nr. 2 des Gesetzes 
bezeichneten Art einfordert, muß dies binnen zwei 
Wochen, von der Einforderung ab gerechnet, dem 
zuständigen Kapitalverkehrsteueramt anmelden. Die 
Verpflichtung zur Anmeldung der bewirkten Leistun¬ 
gen (Absatz 1) bleibt unberührt. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Fristen gelten als gewahrt, wenn die Anmeldung 
bei einem nicht zuständigen Finanzamt rechtzeitig 
eingereicht wird. In diesem Fall übersendet das 
Finanzamt die Anmeldung dem zuständigen Kapital¬ 
verkehr s teu e r am t, 

(4) Anzumelden sind auch Rechtsvorgänge, die 
von der Besteuerung ausgenommen sind (§ 7 des 
Gesetzes). 

(5) Einer Anmeldung nach Absatz 1 bedarf es 
nicht, wenn eine Urkundsperson die Abschrift der 
Urkunde übersenden muß (§ 3 Abs. 1). 

§ 5 

(1) Die Anmeldung (§ 4) muß enthalten den 
Namen, die Firma und die Anschrift der Gesellschaft, 
die Bezeichnung und den Zeitpunkt des Rechts¬ 
vorgangs und die sonstigen für die Berechnung der 
Steuer erforderlichen Angaben, z. B. den Wert der 
Gesellschaftsrechte, den Betrag der Zahlungen oder 
den Wert der Leistungen, die Höhe der weiteren 
Einzahlungen, der Nachschüsse oder Zubußen, die 
Höhe der der Gesellschaft gewährten Darlehen oder 
gestundeten Forderungen, den Betrag des Anlage¬ 
oder Betriebskapitals. 
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(2) Der Anmeklungsp Richtige hat zu versichern, 
daß er die Angaben nach bestem Wissen und Ge¬ 
wissen gemacht hat. 

4. Festsetzung der Steuer 

§ 6 

(1) Das Kapilalverkchrstcucrarnt gibt dem Steuer¬ 
pflichtigen den festgesetzten Steuerbetrag unter An¬ 
gabe der Zahlungsfrist bekannt. Die Zahlungsfrist 
soll zwei Wochen, nicht übersteigen. 

(2) Die FestsctzungsVerfügung gilt als Steuerbe¬ 
scheid im Sinne des § 212 der Reichsabgabenord- 
nung. Sie wird dem Steuerpflichtigen schriftlich 
mitgeteüt und soll auch die Steuerberechnung und 
ihre Grundlagen, eine Anweisung, wo und wie die 
Steuer zu entrichten ist, und eine Belehrung enthal¬ 
ten, welches Rocht sin i i lei zulässig ist und binnen 
welcher Frist und bei welcher Behörde es einzu¬ 
legen ist. 

(3) Eine Zahlung, die geleistet worden ist, um 
eine Eintragung im Handelsregister zu ermöglichen 
(§ 7 Abs. 1), wird auf die Steuer angerechnet. Deckt 
sich die Steuerschuld mit dem gezahlten Betrag, so 
genügt eine Mitteilung hierüber. 

5. Eintragung im Handelsregister 

§ 7 

(1) Eine Kapitalgesellschaft oder ihre Kapital¬ 
erhöhung (bei Aktiengesellschaften und Kommandit¬ 
gesellschaften auf Aktien die Durchführung der 
Erhöhung) darf ins Handelsregister erst dann ein¬ 
getragen werden, wenn eine Bescheinigung des 
Kapitalverkehrsteueramts vorgelegt wird, daß der 
Eintragung steuerliche Bedenken nicht entgegen¬ 
stellen (Unbedenk f i dik ei tsbeseheini gung). Das Kapi- 
talverkehrsleueramt hat die Bescheinigung zu ertei¬ 
len, wenn ein der voraussichtlichen Höhe der Steuer 
entsprechender Betrag an das Finanzamt gezahlt 
oder eine Steuer voraussichtlich nicht zu erheben 
ist. Es darf sie auch in anderen Fällen erteilen, wenn 
nach seinem Ermessen die Steuerforderung nicht 
gefährdet ist. 

(2) Die Zahlungen in der voraussichtlichen Höhe 
der Steuer (Absatz 1) sind wie Einzahlungen auf 
Gesellschaflsteuer zu behandeln. 

(3) Gegen den Bescheid des Kapitalverkehrsteuer¬ 
amts, durch den die Erteilung der Unbedenklich¬ 
keitsbescheinigung von einer Zahlung (Absatz 1) 
abhängig gemacht wird, ist die Beschwerde nach 
§§ 237 und 303 der Reichsabgabenordnung gegeben. 

(4) Ein nach Absatz 1 geleisteter Betrag ist inso¬ 
weit zu erstatten, als eine Steuerschuld nicht ent¬ 
steht, Die Voraussetzungen für die Erstattung sind 
vom Antragsteller nachzuweisen. Die Erstattung En¬ 
det, wenn die Eintragung irn Handelsregister unter¬ 
bleibt, nur gegen Rückgabe der Unbedenklichkeits¬ 
bescheinigung statt. Ist die Unbedenklichkeitsbe¬ 
scheinigung bereits dem Registergericht eingereicht, 
so bedarf cs ihrer Rückgabe nicht; das Kapital ver¬ 
kehr Steuer amt hat dem Register ge rieht mitzuteilen, 
daß die Bescheinigung ungültig ist. 


6. Mitteilungspflicht der Behörden 

§ 8 

Registerbehörden 

(1) Die Handelsregisterbehörden müssen dem 
Kapitalverkehrsteueramt, in dessen Bezirk sie ihren 
Sitz haben, folgende Vorgänge alsbald nach ihrer 
Eintragung mitteilen 

1. die Errichtung, Sitzverlegung, Änderung 
der Firma oder des Zwecks, Auflösung, 
Liquidation und Löschung von Aktiengesell¬ 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Ak¬ 
tien oder Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, 

2. die Erhöhung des Grund- oder Stammkapi¬ 
tals solcher Gesellschaften, 

3. den Eintritt eines persönlich haftenden 
Gesellschafters in eine Kommanditgesell¬ 
schaft auf Aktien, 

4. die Errichtung einer Kommanditgesellschaft, 
zu deren persönlich haftenden Gesellschaf¬ 
tern eine Kapitalgesellschaft gehört, die 
Erhöhung von Kommanditeinlagen bei sol¬ 
chen Gesellschaften und den Eintritt eines 
neuen Kommanditisten in eine solche Ge¬ 
sellschaft, 

5. den Eintritt einer Kapitalgesellschaft als 
persönlich haftender Gesellschafter in eine 
Kommanditgesellschaft, 

6. die Errichtung, Firmenänderung und Lö¬ 
schung der inländischen Niederlassung 
einer ausländischen Kapitalgesellschaft (§ 5 
Abs. 4 des Gesetzes). 

(2) In der Mitteilung muß außer den in Absatz 1 
Nrn. 1 bis 6 bezeichne ten Vorgängen auch angege¬ 
ben werden, von welchem Notar oder Gericht der 
Vertrag oder Beschluß beurkundet ist und ob die in 
§ 7 vorgesdiriebene IJnbedenklidikeitsbescheinigung 
des Kapitalverkehrsteueramts (Datum, Geschäfts¬ 
nummer) Vorgelegen hat. Der Mitteilung bedarf es 
auch dann, wenn das Gericht, in dessen Handels¬ 
register die Gesellschaft eingetragen ist, den Gesell¬ 
schafts vertrag oder Beschluß selbst beurkundet hat. 

§ 9 

Bergbehörden und Grundbudiämter 

(1) Die von den Landesregierungen zu bezeich¬ 
nenden Bergbehörden müssen der Oberfinanzdirek¬ 
tion Mitteilung machen, sobald ihnen die Entstehung 
einer bergrechtlichen Gewerkschaft bekannt wird. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn Gewerkschaften 
durch Verleihung des Bergwerkseigentums an meh¬ 
rere Personen, durch Konsolidation oder durch 
Feldesteilung entstehen. 

(2) Die Grundbuchämter müssen dem Kapitalver¬ 
kehrsteueramt, in dessen Bezirk sie ihren Sitz 
haben, die Veräußerung eines Bergwerks an meh¬ 
rere Personen und die Veräußerung eines Anteils 
an einem Bergwerk mitteilen, sobald ihnen solche 
Vorgänge aus Anlaß einer Eintragung im Grund¬ 
buch bekannt werden. 
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7. Ausnahmen von der Besteuerung 


§ 10 


Wohmings- und Siedlungsunternehmen 


Die Voraus.so!zungcn nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gc rsei/.es für dio Ausnahme von der Besteuerung 
sind in jedem Fall als gegeben an zu sehen 


1. 


2 . 


bei Wohnung sunt er nehmen, solange sie auf 
Grund des Gesetzes über die Gemeinnützigkeit 


im Wohnungswesen vom 29. Februar 1940 

-. WGG — (Reichsgesetzbl. f S. 438) und der 

das Gosel/, ergänzenden Vorschriften als ge¬ 


meinnützig anerkannt sind, 

bei Dnl.erjud.imen, solange sie als Organe der 
staatlichen Wohnungspolitik (§ 28 WGG) aner¬ 


kannt sind, 


3. bei dem von den zuständigen Landesbehörden 
begrendeten oder anerkannten gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen im Sinne des Reichs¬ 
sied! ungsgesetzes und im Sinne der Boden- 
refor.mgeset.ze der Länder, 

4. bei den von den obersten Landesbehörden zur 
Ausgabe von I-Ieimslälten zugelassenen ge¬ 
meinnützigen Unternehmen im Sinne des 
Rei disheims I ä I tengose tzes. 


§ 11 

Anzeigepflicht 

Fallen bei einer Gesellschaft, der Steuerfreiheit 
nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes zuerkannt worden ist, 
die Voraussetzungen für die Ausnahme von der 
Besteuerung nachträglich fort, so hat die Gesell¬ 
schatt dies dem Kapital Verkehrs teueramt binnen 
zwei W och en an zu zeigen. 


8. Wände I a n 1 e i h e n 
§ 12 

(1) Soweit Schuldverschreibungen (§ 12 des Ge¬ 
setzes) auf Grund eines bereits bei ihrer Ausgabe 
ein geräumten Wahlrechts in Aktien umgewandelt 
werden, wird die für die Schuldverschreibungen 
entrichtete Wertpapiersteuer auf die Gesellschaft- 
s t c u o r a n g c r e ch n e t. 

(2) Bei Schuldverschreibungen, die nach dem 
31. Dezember 1934 ausgegeben werden, wird die 
Wertpapiersteuer nur angerechnet, wenn die 
Schuld Verschreibungen innerhalb von fünf Jahren 
seit ihrer Ausgabe in Aktien umgewandelt werden. 


ZW KIT CR TEIL 
W e r t p ap i ers! e ue r 

1. örtliche Zuständigkeit 

§ 13 

örtlich zuständig ist 

1. bei Schuldverschreibungen inländischer Schuld¬ 
ner 

das Kapital verkehrsteueramt, in dessen Be¬ 
zirk der Schuldner seine Geschäftsleitung 


oder, wenn eine Geschäftsleitung nicht vor¬ 
handen oder nicht im Inland ist, seinen Sitz 
hat; 

2. bei Schuldverschreibungen ausländischer Schuld¬ 
ner und bei Wertpapieren über Gesellschaf ts- 
rechte an ausländischen Kapitalgesellschaften 

das Kapitalverkehrs teueramt, das zuerst mit 
der Sache befaßt wird. 

über Anträge auf Ablösung der Wertpapier¬ 
steuer nach § 28 Abs. 2 des Gesetzes, die von 
einem inländischen Bevollmächtigten für den 
ausländischen Schuldner oder die ausländische 
Kapitalgesellschaft gestellt werden, entscheidet 
die oberste Finanzbehörde des Landes, in dem 
der inländische Bevollmächtigte seine Ge¬ 
schäftsleitung oder, wenn eine Geschäftsleitung 
nicht vorhanden oder nicht im. Inland ist, sei¬ 
nen Wohnsitz (Sitz) hat. 


2. Besteuerungsverfahren 

§ 14 

Anmeldung 

(1) Erwerbsvorgänge im Sinne des § 11 Abs. 1 
des Gesetzes sind dem Kapitalverkehrsteuerarnt 
binnen zwei Wochen, von der Vornahme des Ge¬ 
schäfts ab gerechnet, anzumelden. Dies gilt nicht, 
soweit die Steuer durch Zahlung eines Ablösungs¬ 
betrages im voraus entrichtet worden ist (§ 28 
Abs. 2 des Gesetzes). Der Anmeldung bedarf es ins¬ 
besondere, sobald die Wertpapiere erstmalig aus- 
gegeben, veräußert, verpfändet oder zum Gegen¬ 
stand eines anderen Geschäfts gemacht werden oder 
sobald Zahlungen auf die Wertpapiere geleistet 
werden. 

(2) Zur Anmeldung ist verpflichtet 

1. bei Erwerbsvorgängen im Sinne des § 11 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 

der inländische Schuldner, 

2. bei Erwerbsvorgängen im Sinne des § 11 
Abs. 1 Nrn. 2 und 3 des Gesetzes 

der Veräußerer. 

Flat der Veräußerer weder seinen Wohn¬ 
sitz (Sitz) noch seinen gewöhnlichen Auf¬ 
enthalt im Inland, so ist auch der Erwerber 
zur Anmeldung verpflichtet. 

(3) Die Anmeldung ist in zwei Stücken einzurei¬ 
chen. Sie muß alle Angaben enthalten, die für die 
Besteuerung oder für die Ausnahme von der Be¬ 
steuerung von Bedeutung sind. Der Anmeldende 
hat zu versichern, daß er alle Angaben nach bestem 
Wissen und Gewissen gemacht hat. Als Vorbild für 
die Anmeldung dient 

1. bei Forderungsrechten gegen inländische 
Schuldner Muster 1, 

2. bei FOrderungsrechten gegen ausländische 
Schuldner und bei Gesellschaftsrechten an 
ausländischen Kapitalgesellschaften Mu¬ 
ster 2, 

3. bei Schuldbuchforderungen Muster 3, 

4. bei Schuldscheindarlehen Muster 4. 
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Bei S di 11 1 d v e r s < I u' e i b u n g e n k an i i d eis K a p i t a 1 v e r ~ 
kr:! ‘ rs lauer and verlangen, daß der Anmeldung ein 
Probedruck oder eine Absduui bcicKvfüel wird. 

(4) Einer Anmeldung bedarf es nidd. beim Erwerb 
von EordivruTigsroehl.cn gegen die in § 13 Abs, 1 
Nrn. 1 und 3 des Gose Laos be/.eidmeten Schuldner. 
Das gleiche gilt, auch Jur den Erwerb von Forde“ 
rungsrechlen gegeri ü 1 >erstaaUic:he und zwisdien- 
staaüidie Ein rieh (.ringen, die dem Bund auf Grund 
einer Redl Ls Verordnung nach § 29 Abs. 1 Nr. 3 des 
G e s e Izo s g 1 e i c hs l e h o n. 

(5) Fallen bei einem Versorg ungs bei rieb, dem 
Steuerfreiheit nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
zuerkannt worden ist, die Voraussetzungen für die 
Ausnahme von der Besteuerung nachträglich fort, 
so ist dem Kapital verkehr Steuer amt binnen zwei 
Wochen eine weitere Anmeldung nach Muster 1 in 
zwei Stücken einzureichen. In der Anmeldung ist 
auf die frühere Anmeldung der Sdnddverschreibun- 
gen zu verweisen. 

(6) Beim Erwerb von Forderung si echten, über die 
Schuldscheine ausgestellt sind, können die obersten 
Pirianzbehdreien der Landc*r Sam melanmeldungen 
i ü r b e s t i rn m 1 e A nn \ e l d u n < \ s /. e i t. r a 1 1 m e z u. 1 a s s e n. 

§ 15 

Feslse Izimg der S le u er 

(1) Die Steuer wird auf beiden Stücken der An¬ 
meldung festgesetzt. Durch Rückgabe eines mit Fest- 
sc;t zungs verfügung vc t r.scIrencm Stüdes der Anme 1 - 
düng gibt das Kapital verkehr Steuer amt dem An¬ 
meldenden den festgesetzten Steuerbetrag und die 
Zahlungsfrist bekannt. Die Zahlungsfrist soll zwei 
Wochen nicht übersteigen. 

(2) Die Festsetzungsverfügung gilt als Steuerbe¬ 
scheid im Sinne dos § 212 der Reichsabgabenord¬ 
nung. Sie soll auch die Steuerhcrechmirig und ihre 
Grundlagen, eine Anweisung, wo und wie die Steuer 
zu entrichten ist, und eine Belehrung enthalten, 
welches Rechtsmitlel zul o ssin isl \md binnen wolcher 
Frist und bei welcher Behörde es einzuleaen ist. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn der 
Erwe rbsvorgang von d e r Bestcu j or iin g ausgenoni- 
raen ist. 

§ 16 

S l e n er a u s w e :s s b e i a u sl«? n d l s ch e n W e r t p a p! er en 

(1) Zum Nachweis der Versteuerung dienen bei 
a ns lein di sch en W e r I p a | > io re n S Um er a tu; we iset , d t e 
d a 7. u b e s t i in m t sind, c nn 1. J r y i t a u i c i e s W e r t d a p i e r s 

teilzunehmen. 

(2) Der Steuer aus weis ist vom Anrneldenden 
noch Muster 5 für jedes ei uz cd ne Wertpapier beson¬ 
ders aus zu stellen ur.d owe. T c -i \ V vorkoa i steueramt 
ennzu reichen. An der reci'uon Seite des ,Steuereus- 
wemes ist ein Rand von etwa fünf Zcn.Urn.eiet für 
den Aufdruck des StenerstcmpeT frei zu lassen. 
Alle zur genauen Bcze ich nunc des Wortnaniers not- 
wendigen Angaben sind, in eener jeden Zweifel aus¬ 


schließenden Weise einzu tragen. Der Nennbetrag 
ist in Worten zu wiederholen. Lautet das Wert¬ 
papier über mehrere Währungen, so sind sämtliche 
Währungen aufzuführen. Alle Angaben sind in 
deutlichen Schriftzeichen mit Tinte, mit. Kugelschrei¬ 
ber, mit Schreibmaschine oder durch Stempelauf¬ 
druck herzustellen. Radierungen, Durchstreichungen 
oder Überschreibungen sind unzulässig. Jede an dem 
Inhalt vorgenommene Änderung macht den Steuer¬ 
ausweis ungültig. 

(3) Der Stcuerausweis darf erst abgestempelt 
werden, nachdem die Steuer entrichtet oder die 
Ausnahme von der Besteuerung anerkannt ist. 

(4) Der Ausstellung von Steuerausweisen bedarf 
es nicht bei Schuldverschreibungen überstaatlicher 
und zwischenstaatlicher Einrichtungen, die dem Bund 
auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 29 Abs. 1 
Nr. 3 des Gesetzes gleichstehen. Das Kapitalverkehr¬ 
steueramt kann auch in anderen Fällen zulassen, 
daß die Ausstellung von Steilerausweisen unter¬ 
bleibt, wenn für bestimmte Reihen von Wertpapie¬ 
ren der gleichen Gattung die Steuer entrichtet oder 
die Ausnahme von der Besteuerung anerkannt ist; 
die Wertpapiere sind im Bundessteuerblatt Teil II 
bekanntzumach.cn, 

(5) Zur Abstempelung der Steuer aus weise dient 
ein Prägestempel. Der Stempel hat die Form eines 
fünfeckigen länglichen Schilds in der Größe von 
31 X 22 Millimeter. Der Abdruck des Stempels zeigt 
erhaben geprägt auf rotem Grund in der Mitte des 
Schilds die Worte „Deutsche Wertpapier Steuer" und 
in der unteren Spitze das Unterscheidungszeichen 
de s K ap i t al v er kehr s t e u e r am ts. 

§ 17 

Umtausch ausländischer Wertpapiere 

Wird ein versteuertes ausländisches Wertpapicr, 
für das ein St euer aus weis abgestempelt worden ist 
(§ 16 Abs. 1 bis 3), durch ein Wertpapier der glei¬ 
chen Gattung ersetzt, so kann der Stcuerausweis 
vom Kapitalvcrkehrsteueramt ohne Steuerentrich¬ 
tung umge s chri eben we rden. Vo r aussetzung is t, - daß 
die zu ersetzenden Stücke weder ausgelost noch ge¬ 
kündigt sind. 

§ 18 

Erstattung von Wertpapiersteuer 

Wird die Erstattung von Wertpapiei Steuer bean¬ 
tragt, die für den Erwerb von Forderung siechten 
gegen einen ausländischen Schuldner oder für den 
Erwerb von Gesellschaftsredilcn an einer auslän¬ 
dischen Kapitalgesellschaft vor Entstehung der 
Steuerschuld festgesetzt und entrichtet worden ist. 
so muß der Antragsteller die Sto voraus weise dem 
Antrag beifügen. Gibt das Kapitalverkehrsteüeramt 
dein Erstattungsantrag statt, so macht es die Steuer- 
ausweise ungü3tig. Sind Steilerausweiso ni cht a iz s- 
gestellt, so ist die Bekanntmachung im Bundes- 
steuerblaU Teil II (§ 16 Abs. 4 Satz 2) zu wider¬ 
rufen. 
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8. ’ ' m s \ u n d. s p flieh f. 

§ 19 

II' > n ü i. !i sich11 g u ng t Var FS nanz behörden 

(1) Wirrt canem inländischen Schuldner die Ge¬ 
nehmigung (5r u »■;It, Schifk!versdijeibangea in den 
Verkehr za bringen, so mal;» die Ihr die Genehmi¬ 
gung zuständige Siedle der C)berfinanzdirek Lion, in 
deren Bezirk der Schuh, ln er seine Goschäf tslcitung 
oder, wenn eine Goschen isleil ung nicht, vorhanden 
oder nicht, im Inland, ist, seinen Sitz hat, von der 
Genehmigung Kenntnis geben. Dies gilt nicht für 
Sä i u I dvorsäirei b ungon der in § 14 Abs. 4 bezeichne - 
ton Schuld ne r. ln der Mit lei hm g sind Name (Firma) 
und Silz des Schuldners sowie' Gattung, Stückzahl 
und Nenn bol rag der Sdiuldverschreibiingen anzu¬ 
geben. 

(2) Personen, die gewerbsmäßig Darlehen vermit¬ 
teln, müssen dem Kapitalverkehrsteucrarrit auf Ver¬ 
langen die von ihnen vermiHelfen Schuldscheindar¬ 
lehen unter Angabe der Schuldner, der Gläubiger 
und der Einzelbeträge mit tollen. 


DRITTER TEIL 


o o r s e n u m s a t z s t e u e r 
A, ör111 che Zust ä nd i g keit 

§ 20 

ö r 11 i di z u s t. än d i g i s t 

1. bei Entrichtung der Steuer im Abredinungsver- 
. fa h ren 

d a s K ap i ta 1.ve rkn.ii. rs l eu eramI., in dessan Be¬ 
zirk der Ab re ebner sein Geschäft betreibt. 
Bc i Zwo i g n i e d e \ 1 1 a ss u n <, en i s t das Kap i t a 1- 
verkelusteueramt zuständig, in dessen Bezirk 
d 1 e Zweig n iec!er! assuug 1 i eg t; 

2. bei Abtretung von Geschäftsanteilen an inlän¬ 
disch en Gose! I.schaBen m i t besdiränkter Haf¬ 
tung 

das Kapita!vorb.e.hrst.euerarnL in dessen Be- 
zirk die Gesellschaft ihre Geschä f tsl.eitung 
oder, 'wenn die Geschäftslcitimg nidit im In¬ 
land ist, ihren Sitz hat; 


3. in den übrigen Fällen 

das Kapilcjlvorkcihrsteueramt, das zuerst mit 
der Sache befaßt wird. 

ß. 1 ’ c s t e u e c u. n g s v e r f a h r e n 
k G o m e i n s a m e B e s t i in rn u n g e n 

§ 21 

Arten der S taxiere» tridilang 
Die Steuer wird entrichtet 


1. durch Zahlung des Steuerbetrugs an das Kapi- 
t;a 1 ve rk e 1 \ \■ s l. e u e r a m t (F i nanz k asse), 

a) soweit die Versteuerung im Abrechnungs- 
Verfahren vorgeschrieben ist (§ 24), 

h) soweit Anschißfungsgosdiäfte öffentlich be¬ 
urkundet werden (§ 37), 


c) soweit Steuerbeträge vom Kapitalverkehr¬ 
steueramt nachgefordert werden; 

2. durch Verwendung von Börsen umsatzsteuer¬ 
marken zu Schlußnoten in allen übrigen Fällen, 
s o we 11 ni cht das Kap i tal verkeh rste u eram t im 
Einzel fall eine andere Art der Steuer entlieh- 
Umg zuläßt. 

§ 22 

S teil erbe re di mmg 

Die Steuer ist bei Geschäften über Anteile an 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung und bei 
Privatgeschäften über andere Wertpapiere für jedes 
Geschäft einzeln zu berechnen und jeweils auf zehn 
Pfennig nach oben ab zu runden. Soweit sie auch bei 
Kundengeschäften über andere Wertpapiere für 
jedes Geschäft einzeln berechnet wird, ist eine Ab¬ 
rundung nicht zulässig. Bruchteile eines Pfennigs 
können bei der Berechnung der Steuer außer Be¬ 
tracht bleiben. 

§ 23 

Ausländ 1 sehe Währung en 

In ausländischer Währung ausgedrückte Beträge 
werden für die Berechnung der Steuer nach den für 
die Wechselsteuer geltenden Bestimmungen in die 
Währung der Bundesrepublik Deutschland um ge¬ 
rechnet. 

II. Abrechnungsverfahren 

§ 24 


Aöreamer 

(1) Inländische Händler müssen die Steuer im 
Ahrechnungs'verfahren entrichten. Sie dürfen die 
Steuer auch für einzelne Geschäfte nicht durch Ver¬ 
wendung von Börsemimsatzsteuermarken entrich¬ 
ten. Anschöffungsgeschäfte des Abrechners, die 
öffentlich beurkundet weiden (§ 37), fallen nicht 
unter das Abrechnungsverfahren. 

(2) Die Abrechner müssen dem Kapitalverkehr- 
steueramt jede für die Überwachung der Sie lief¬ 
en trichtung wesentliche Änderung ihres Geschäfts¬ 
betriebs mit teilen, insbesondere die Änderung der 
Firma, die Errichtung und Aufhebung von Zweig¬ 
niederlassungen und Depositenkassen oder die Ver¬ 
legung der Geschäftsräume. 

(3) Das Kapitalverkehrsteueramt darf Händler 
vom Abredh.nungs'verfahren befreien, wenn sie er¬ 
klären, daß sie Kundengeschäfte über Wertpapiere 
nicht abschließen, und wenn sie sich verpflichten, 
eine Erweiterung des Kreises ihrer Geschäfte in 
dieser Richtung dem. KapitalVerkehrs leueramt un¬ 
verzüglich anzuzeigen. Die Befreiung vom Ab rech- 
nungsverfahren ist zu widerrufen, wenn die Händler 
Kundengeschäfte über Wertpapiere abschließen. 


§ 25 

$säbäfishü 


(1) Als Grundlage für das Abrechnungsverfahren 
dienen die Geschäftsbücher und die sie ergänzenden 
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Unterlagen des Abreehnors. Sie müssen alle An¬ 
gaben enthalten, die? für dm Besteuerung von Be¬ 
deutung sind. 

(2) Die Geschäilsbü<her sind mit den dazu ge¬ 
hörenden Belegen denn Kapilalverlabirsteueramt auf 
Verlangen vorz u log en. 

§ 26 

Zahlung der Steuer 

(1) AbrcKhnungszoitraurn ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Abredmor hat auf die .lahressteuer Ab¬ 
schlagszahlungen zu enlrichten. Die Abschlagszah¬ 
lungen sind, sobald die zu entrichtende Steuer 
jeweils mehr als 100 Deutsche Mark beträgt, spä- 
testens am Fünfzehnten des folgenden Monats 
an die Kasse des Kapilal Verkehrs t.eueramts abzu¬ 
führen. Als Abschlagszahlung ist der auf volle Deut¬ 
sche Mark abgerundete Betrag zu leisten, der sich 
jeweils bis zum Ende des vorangegangenen Monats 
ergibt. Zum 15. Januar eines jeden Jahres sind Ab¬ 
schlagszahlungen nicht zu entrichten. 

(3) Für jeden Abrechnungszeitraum ist die Börsen¬ 
umsatzsteuer, die sich auf Grund der Geschäfts¬ 
bücher ergibt, dem Kapital.verkehrsteueramt bis 
zum 15. Januar eines jeden Jahres für das voran¬ 
gegangene Kalenderjahr nach Mus ter 6 anzumelden. 
Der Abrechner muß in der Anmeldung die entrich¬ 
teten Abschlagszahlungen vermerken und die Ab¬ 
schlußzahlung errechnen. Er muß ferner in der An¬ 
meldung versichern. 

1. daß in den Geschäftsbüchern alle von ihm 
abgeschlossenen oder vermittelten Anschaf¬ 
fungsgeschäfte (einschließlich der steuer¬ 
freien) eingetragen sind, 

2, daß er die Angaben nach bestem Wissen 
und Gewissen gemacht, hat. 

(4) Endet die Händlereigenschaft im Laufe eines 
Kalenderjahres vor dem 1. Dezember, so ist dem 
Kapitalverkehrsteueramt die Anmeldung nach 
Muster 6 bis zum Fünfzehnten des auf die Beendi¬ 
gung der Händlereigenschaft folgenden Monats ein¬ 
zureichen. Eine Abschlagszahlung ist zu diesem Zeit¬ 
punkt nicht zu entrichten. Die Bestimmungen des 
Absatzes 3 gelten sinngemäß. 

(5) Die Ahschlußzahfung ist gleichzeitig mit der 
Einreichung der Anmeldung zu leisten. 

(6) Ist für einen Ab.rechnung.szei träum keine Bör- 
senumsatzsteuer abzuführen, so muß der Abrechner 
dies d em Kapi ta t vork eh rs I e i i e ra m i. a uzei gen. 


III. V e r w e n 6 u n g v o n S t e u e r marken 
zu S c hl ii l.i n o f.e n 

1. Börsein i mso 1 zsUmermork e i) 

§ 27 

Beschreibung der Marken 

(1) Die Bör.senu m.satzs lernen na rk en lauten auf 
Steuerbelräge von 5, 10, 20, 50 Pfennig, 1, 2, 5, 10, 
20, 50, 100, 200 und 500 Deutsche Mark. 


(2) Die Marken sind einschließlich der gezähnten 
weißen Ränder 24 Millimeter hoch und 61 Millimeter 
breit Sie haben, soweit sie über Pfennigbeträge 


lauten, einen braunen, soweit sie über Mark betrage 
lauten, einen blaugrauen Untergrund und tragen in 
der Mitte eine Umrandung mit der Inschrift „Börsen- 
umsatzstcuer". Die Marken zu 200 und 500 Deutsche 
Mark sind außerdem mit einer grauen Schraffur als 
Schutzdruck versehen. Eine Lochreihe macht die 
Marke in zwei gleiche Teile zerlegbar. Jeder Teil 
enthält auf dem oberen Rand die Wertbezeichnung, 
darunter den Vordruck „den" für das Datum der 
Verwendung, und in der äußeren unteren Ecke die 
Zahl der Pfennig oder Mark, auf die die Marken 
lauten, unter Hinzufügung der Buchstaben „Pf" oder 
„DM", außerdem die fortlaufenden Nummern der 
Marken in schwarzer Farbe. 


§ 28 

Herstellung und Vertrieb 

(1) Die Börsenumsatzsteuermarken werden von 
der Bundesdruckerei hergestellt und zu einem vom 
Bundesminister der Finanzen im Einvernehmen mit 
den für die Finanzverwaltung zuständigen obersten 
Landesbehörden festgesetzten Herstellungspreis aus¬ 
schließlich an die Oberfinanzdirektionen abgegeben. 
Diese beliefern die Finanzämter. 

(2) Die Marken werden von den Kapitalverkehr¬ 
steuer ämtern und den sonstigen Finanzämtern zum 
Preis der auf ihnen angegebenen Steuerbeträge ver¬ 
kauft. Die Oberfinanzdirektionen dürfen einzelne 
Finanzämter vom Verkauf der Börsenumsatzsteuer¬ 
marken ausnehmen. 


• § 29 

Uni tausch von Marken 

Unbeschädigte Börsenumsatzsteuermarken dürfen 
bei den Kapitalverkehrsteuerämtern und den son¬ 
stigen mit dem Verkauf von Börsenumsatzsteuer¬ 
marken befaßten Finanzämtern gegen Börsenumsatz- 
steuermarken anderer Wertbeträge umgetauscht 
werden. Ein Ersatz in Geld findet nur in Ausnahme- 
fallen statt. 

§ 30 

Ersatz beschädigter Marken 

(1) Beschädigte Börsenumsatzsteuermarken oder 
solche Marken, mit denen beschädigte Schlußnoten 
versehen sind, werden von den Kapitalverkehr¬ 
steuerämtern und den sonstigen mit dem Verkauf von 
Börsenumsatzsteuermarken befaßten Finanzämtern 
ersetzt, wenn von den Steuermarken oder Schluß¬ 
noten noch kein oder doch kein solcher Gebrauch 
gemacht worden ist, daß durch den Ersatz die 
Steuerbelange gefährdet werden. Der Ersatz ist 
ausgeschlossen, wenn auf den Marken Radierungen, 
Durchstreichungen oder Überschreibungen vorge- 
nommen worden sind oder wenn die Marken von 
den Schlußnoten abgelöst oder aus ihnen ausge¬ 
schnitten worden sind. Marken, die einen Entwer¬ 
tungsvermerk tragen, werden nicht ersetzt. 

(2) Der Ersatz wird in Marken geleistet. Den 
Wünschen des Antragstellers hinsichtlich der her- 
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Schlnßnolen 


§ 


:u 


Inhalt der Schhißnote 


(1) Die Schhißnote b 
menden HÜ! den. bür 
Hälfte bestinun 1. 


es loh1 
j od< i n 


oi'i s zwei übereinsiim- 
Vori.raci steil ist; eine 

■V / 


(2) Jede SehlußnoIonhälfte muß enthalten den 
Nanien u nd W o h n o rt d er bei den VcrI rag s teile s owie 
des Vermittlers, den Gegenstand und die Bedin¬ 
gungen des Geschäfts, insbesondere den Kurs, den 
Wert des Gegenstands und die sonstigen für die 
Steuerberedin u ng maßgcd)encIon Angaben, bei ande- 
ren als Kassa ge sch cif Ion auch die Zeit der Lieferung, 
Die Unterschrift des Ausstellers ist nicht erforder¬ 
lich. Die Schhißnote soll am oberen Teil der Vorder¬ 


seite einen über beide Schlußnotenhalften greifen¬ 
den Vordruck haben, durch den die für die Auf¬ 
nahme der Marken bestimmte Stelle bezeichnet 


wird. Als Vorbild dient Munter 7. 


(9) L)io Schhißnote muß in deutscher Sprache und, 
wenn es sich nicht um Geschäfte über ausländische 


Wertpapiere handelt, in deutscher Währung aus¬ 
gestellt werden. Der Wert des Gegenstands des 
Geschäfts ist stets in deutscher Währung anzu¬ 
geben. 


(4) In der Sdilußnote dürfen Radierungen und 
Überschreibungen nicht vorgenommen werden. Bei 
Durchs l reiohu i igon d t\ rf das u rsprün g 1 i ch Gesch rie- 
bene nicht unleserlich gemacht: werden. 

§ 32 

Verwendung der Marken 

(1) Die Marken müssen so auf geklebt werden, 
daß jede Hälfte einer Sdilußnote eine Hälfte der¬ 
selben Marke trägt. Die auf der einen Schlußnoten- 
Iiälfte befindliche Markenhälfle muß dieselbe Num¬ 
mer haben wie die auf der anderen Schluß not.cn- 
häffte, 

(2) Zur Entwertung ist an der durch den Vordruck 
bezeichneten Stelle jeder Markenhälfle der Tag der 
Entwertung, und zwar der Tag und das Jahr mit 
arabischen Zittern, der Monat mit Buchstaben, ein¬ 
zutragen. Allgemein übliche und verständliche Ab¬ 
kürzungen der Monatsangabe mit Buchstaben und 
die Weglassung der beiden ersten Zahlen der Jah- 
resbezeichmmg sind zulässig (z. B. 15. Sept. 59). Dem 
Entwertungsvermerk kann die Firma oder der 
Name des Ausstellers der Schhißnote hinzugefügt 
werden, wenn der Wer ( auf druck, der Marke und die 
richtige Versteuerung erkennbar bleiben. Unter die¬ 
sen Voraussetzungen kann die Firma oder der 
Name auch durch Perforierung der Marke ange¬ 
bracht werden. 

(3) Der Tag der Entwertung ist in deutlichen 
Schriftzeidien mit Tinte, mit Kugelschreiber, mit 
Schreibmaschine oder durch Stempelaufdruck einzu¬ 
tragen, Der Vermerk muß in seinem ganzen Um¬ 


fang auf jeder Markenhälfte enthalten sein, braucht 
aber nicht an der durch den Vordruck bezeichne ten 
Stelle zu stehen. Radierungen, Durch Streichungen 
und Überschreibungen auf der Marke sind unzu¬ 
lässig. 


(4) Marken, die nicht richtig entwertet sind, gel¬ 
ten als nicht verwendet. Die Entwertung darf da¬ 
durch richtig gestellt werden, daß die Schlußnoten 
einem Kapitalverkehrsteueramt oder einem sonsti¬ 
gen mit dem Verkauf von Börsenumsatzsfeuer¬ 
marken befaßten Finanzamt vorgelegt und die Mar ¬ 
ken mit einem Abdruck des Dienststempels des 
Finanzamts versehen werden. Das Finanzamt hat 


den Aufdruck des Dienststempels abzulehnen, wenn 
der Verdacht der Steuerhinterziehung oder Steuer¬ 
gefährdung besteht. 


IV. V e r f a h r e n 
§ 33 

Privatgeschäfte 

(1) Bei im Inland abgeschlossenen Privatgeschäf¬ 
ten muß der Veräußerer spätestens binnen zwei 
Wochen, vom Tag des Geschäftsabschlusses ab ge¬ 
rechnet, eine Schlußnote ausstellen, zu ihr die er¬ 
forderlichen Steuermarken gemäß § 32 verwenden 
und eine mit einer Markenhälfte versehene Schluß¬ 
notenhälfte an den anderen Vertragsteil absenden. 
Der Aussteller darf die Schlußnote nicht unversteu¬ 
ert aus der Hand geben, es sei denn, daß es sich 
um steuerfreie Geschäfte handelt. 

(2) Ist dem Erwerber eine versteuerte Sdilußnote 
nicht zugegangen, so muß er binnen drei Wochen, 
vorn Tag des Geschäftsabschlusses ab gerechnet, 
eine Schlußnote ausstellen, versteuern und die eine 
Hälfte an den Veräußerer absenden. 

(3) Ist dem Erwerber eine zu niedrig versteuerte 
Schlußnotenhälfte zugegangen, so muß er binnen 
drei Wochen, vom Tag des Geschäftsabschlusses ab 
gerechnet, in Höhe des Fehlenden Steuerbetrags 
Börsenumsatzsteuermarken zu seiner Schlußnoten- 
hälftc verwenden. In diesem Fall sind die Marken 
ungeteilt auf der Schlußnotenhälfte aufzukleben und 
zu entwerten. 

(4) Die nach den Absätzen 2 und 3 entrichtete 
Steuer wird auf Antrag erstattet, wenn nachgewie¬ 
sen wird, daß der Veräußerer seine Verpflichtungen 
im vollen Umfang erfüllt hat. 


§ 34 

Auslandsgeschäfte 

(1) Sind bei im Ausland abgeschlossenen Ge¬ 
schäften beide Vertragsteile Inländer, so gelten die 
Bestimmungen, die für die im Inland abgeschlosse¬ 
nen Geschäfte vorgesehen sind. 

(2) Ist bei im Ausland abgeschlossenen Geschäf¬ 
ten nur ein Vertragsteil Inländer, so muß er, wenn 
er nicht Händler ist, binnen zwei Wochen, vom Tag 
des Geschäftsabschlusses ab gerechnet, eine Schluß¬ 
note ausstellen und Börsenumsatzsteuermarken in 
Höhe der fälligen Steuer ungeteilt zu seiner Schluß¬ 
notenhälfte verwenden. 
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§ 35 

Tag des Geschäftsabschlusses 

(1) Wird das Angebot zu einem Anschaffungs¬ 
geschäft nicht am selben Tag, sondern später an¬ 
genommen, so gilt als Tag des Geschäftsabschlusses 

1. für den annehmenden Vertragsteil 

der Tag, an dem er die Annahmeerklä¬ 
rung abgibt oder absendet., 

2 . für den anderen (anbie[.(enden) Vertragsteil 

der Tag, an dem ihm die Annahmeerklä¬ 
rung zugehl:. 

(2) Befindet sich bei im Ausland abgeschlossenen 
Geschälten ein Vertragsteil zur Zeit des Geschäfts¬ 
abschlusses im Ausland, so gilt für ihn als Tag des 
Geschäftsabschlusses der Tag seiner Rückkehr ins 
Inland. 

(3) Wird die Abrechnung über ein Anschaffungs- 
geschäft nach den allgemeinen Geschäftsgepflogen¬ 
heiten der Banken zur Zeit des Geschäftsabschlus¬ 
ses deshalb nicht erteilt, weil die Wertpapiere erst 
später gelielert: werden, so gilt als Tag des Ge¬ 
schäftsabschlusses bei Termingeschäften der Tag, zu 
dem das Geschäft zu erfüllen ist, bei anderen Ge¬ 
schäften der Tag der Lieferung der Stücke. Wird 
über das Geschäft oder einen Teil des Geschäfts 
schon vorher abgerechnet, so gilt der Abrechnungs¬ 
tag als Tag des Geschäftsabschlusses. 

(4) Bei der Verlängerung (Prolongation) von Ter¬ 
mingeschäften gilt als Tag des Geschäftsabschlusses 
der Tag, auf den die Erfüllung des Geschäfts hin- 
ausgeschoben wird. Wird über das Geschäft vorher 
abgerechnet, so gilt als Tag des Geschäftsabschlus¬ 
ses der Tag der Abrechnung. 

§ 36 

Aufbewahrung von Belegen 

(1) Die Schlußnoten müssen nach der Zeitfolge 
numeriert von den Personen (Einzelpersonen, Fir¬ 
men, Personenvereinigungen, juristischen Personen, 
Niederlassungen und Anstalten), die gewerbsmäßig 
der Börsenumsatzsteuer unterliegende Geschäfte ab¬ 
schließen oder vermitteln, sieben Jahre, von den 
anderen Personen fünf Jahre aulbewahrt werden. 

(2) Die Kapitalverkehrsteuerämter dürfen auf An¬ 
trag zulassen, daß die Schlußnoten anders als nach 
der Zeitfolge geordnet aufbewahrt werden, falls der 
Eingang der Steuer hinreichend gesichert erscheint 
und die Sfeuerprüfung nicht unverhältnismäßig er¬ 
schwert wird. 

V. öffentliche Urkunden 
über Anschaffungsgeschäfte 

§ 37 

Festsetzung der Steuer 

(1) Bei öffentlich beurkundeten Anschaffungs¬ 
geschäften gibt das Kapitalverkehrsteueramt dem 
Steuerpflichtigen den Steuerbetrug und die Zah¬ 
lungsfrist schriftlich bekannt. Die Zahlungsfrist soll 
zwei Wochen nicht übersteigen. 


(2) Die Festsetzungsverfügung gilt als Steuer¬ 
bescheid im Sinne des § 212 der Reichsabgaben¬ 
ordnung. Sie soll auch die Steuerberechnung und 
ihre Grundlagen, eine Anweisung, wo und wie die 
Steuer zu entrichten ist, und eine Belehrung ent¬ 
halten, welches Rechtsmittel zulässig ist und binnen 
welcher Frist und bei welcher Behörde es einzu¬ 
legen ist. 

(3) Das Kapitalverkehrsteueramt darf von der 
Festsetzung der Steuer absehen, wenn die Steuer 
für die in einer Urkunde enthaltenen Anschaltung s- 
geschäfte zusammen weniger als drei Deutsche Mark 
beträgt. 

(4) Die Bestimmungen der §§ 24 bis 36 werden 
nicht angewendet. Dies gilt auch für Händlerge¬ 
schäfte über Anteile an Gesellschaften mit be¬ 
schränkter Haftung. 

C. Beistandspflicht 
§ 38 

(1) Behörden, Beamte und Notare (Urkundsper¬ 
sonen), die eine auf den Erwerb des Eigentums oder 
eines Pfandrechts an Wertpapieren gerichtete Er¬ 
klärung beurkundet haben, müssen binnen zwei 
Wochen, von der Aufnahme der Urkunde ab ge¬ 
rechnet, dem zuständigen Kapitalverkehrsteueramt 
eine beglaubigte Abschrift der Urkunde übersenden. 
Werden der Vertragsantrag und dessen Annahme 
in getrennten Verhandlungen beurkundet, so sind 
beglaubigte Abschriften beider Urkunden zu über¬ 
senden. 

(2) Die Urkundsperson hat auf der Urschrift der 
Urkunde zu bescheinigen, daß die beglaubigte Ab¬ 
schrift an das Finanzamt abgesandt ist. Der Tag der 
Absendung und das Finanzamt, dem die Abschrift 
übersandt ist, sind in der Bescheinigung anzugeben. 
Das Kapitalverkehrsteueramt bestätigt unverzüglich 
den Eingang der Abschrift. Die Urkundsperson hat 
das Bestätigungsschreiben mit der Urschrift der Ur¬ 
kunde zu verbinden. 

(3) Die Urkundspersonen dürfen den Beteiligten 
die Urschrift, eine Ausfertigung oder eine beglau¬ 
bigte Abschrift der Urkunde erst dann aushändigen, 
wenn das Kapital verkehrsteueramt den Eingang der 
Abschrift bestätigt oder der Aushändigung zuge¬ 
stimmt hat. 

(4) Der Börsenvorstand einer staatlich anerkann¬ 
ten Wertpapierbörse muß dem Kapitalverkehr¬ 
steueramt die Personen mitteilen, die zum Besuch 
der Wertpapierbörse mit der Befugnis zugelassen 
sind, am Börsenhandel teilzunehmen. 

VIERTER TEIL 

Gemeinsame Bestimmungen 
1. Wertpapiere gleicher Gattung 

§ 39 

(1) Wertpapiere gehören zur gleichen Gattung, 
wenn sie von demselben Aussteller ausgegeben 
sind und in ihnen eine dem Inhalt nach gleiche Be- 
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rechligimg verbrieft ist. Stückelung und Zinszah- 
lu 11 gs tag o d < i r W e r I pa p i e r e b r au chen nicht üb er ein- 
zusümmen. 

(2) Unter den von demselben Aussteller ausge¬ 
gebenen Wertpapieren gehören insbesondere nicht 
zu der gleichen Gattung 

1. Wertpapiere verschiedener Währung, 

2. Aktien, Kuxe, Genußscheine und verzins¬ 
liche Wertpapiere, 

3. Aktien, für die verschiedene Rechte hin¬ 
sichtlich der Verteilung des Gewinns oder 
des Gesellsdiaftsvermögens (Stammaktien, 
Vorzugsaktien) oder des Stimmrechts fest¬ 
gesetzt sind oder für die eine verschiedene 
Art der Einziehung vorgeschrieben ist. 
Inhaberaktien und Namensaktien gehören 
nicht zu der gleichen Gattung, 

4. Schuldverschreibungen mit verschiedenem 
Zinssatz, verschiedener Sicherheit oder ver- 
s chi e d enen R ü < k za hl ungsb e di n gun gen (ve r- 
losbare, unverlosbare Schuldverschreibun- 
gon, Schuldversch reihungen mit ve r s chi e d e - 
ner Kündigungszeit und Rückzahlungszeit, 
verschiedenem Rückzahlungsbetrag), 

5. Genußscheinc, die verschiedene Rechte ge¬ 
wahren. 

(3) Sind die Wertpapiere zu verschiedenen Zeiten 
ausgegeben, so gelten sie als zur gleichen Gattung 
gehörig, wenn die übrigen Voraussetzungen für die 
Zugehörigkeit zur gleichen Gattung vorliegen, z. B. 
Stammaktien verschied euer Ausgaben, die einander 
gleichgestellt sind, Pfandbriefe verschiedener Aus¬ 
gaben mit demselben Zinssatz, denselben Küncli- 
gungs- oder Riickza 1 1 1 ungsbedingungen und Sicher- 
heiten. 

2. ö r11 i c:h e P i üfungen 
§ 40 

Der Prüfung unterliegende Stellen 

Zur Durchführung des Gesetzes werden auf Grund 
der § § 162, 175, 183, 188, 193, 201 der Reichs- 
abcjabenord ming insbesondere geprüft 

1. Kapitalgesellschaften (§ 5 des Gesetzes) und in¬ 
ländische Niederlassungen ausländischer Kapi¬ 
talgesellschaften, 

2. Personen, die gewerbsmäßig Geschäfte über 
Wertpapiere betreiben, insbesondere Banken 
und Bankiers, Makler, außerdem Kredit¬ 
genossenschaften und Sparkassen, 

3. Behörden, Beamte und Notare, die bei der 
Durchführung des Gesetzes mit wirken. 

§ 41 

Prüfung sliste 

(1) Das Kapital, vor kehr Steuer amt führt über die 
der Prüfung unterliegenden Stellen (§ 40) seines 
Bez i rk s e in Verze ich n i s (Prü f u ng sli stc). 

(2) Die Oberlinanzdireklion erläßt die näheren 
Anweisungen über die Führung der Prüfungsliste 
und die Ermittlung der der Prüfung unterliegenden 


(3) Wird eine der Prüfung unterliegende Stelle 
in den Bezirk eines anderen Kapitalverkehrsteuer¬ 
amts verlegt, so teilt das bisher zuständige Kapital¬ 
verkehrsteueramt dem anderen Kapitalverkehr¬ 
steueramt die Verlegung mit und übersendet die 
Akten. Dabei ist anzugeben, wann die letzte Prü¬ 
fung stattgefunden hat. Das andere Kapitalverkehr¬ 
steueramt bestätigt den Eingang der Mitteilung und 
der Akten. 

§ 42 

Prüfungszeifraum 

(1) Die zu prüfenden Stellen sollen innerhalb von 
fünf Jahren mindestens einmal geprüft werden. Art, 
Umfang und Ausnahmen bestimmen die obersten 
Finanzbehörden der Länder. 

(2) Die Prüfung soll bei Stellen, die mindestens 
alle drei Jahre einer ordentlichen Betriebsprüfung 
unterworfen werden, im Rahmen dieser Betriebs¬ 
prüfung durch Prüfer vorgenommen werden, die auf 
dem Gebiet der Kapitalverkehrsteuern besonders 
vorgebildet sind. Prüfungen für die Zwecke der Ka¬ 
pital verkehrsteuern können auch außerhalb einer 
ordentlichen Betriebsprüfung stattfinden. 

(3) Stellen, die einer ordentlichen Betriebsprüfung 
nicht unterliegen, werden für die Zwecke der Kapi¬ 
talverkehrsteuern im Weg der Nachschau (§ 193 AO) 
geprüft. 

§ 43 

Pflichten der zu prüfenden Stellen 

(1) Die zu prüfenden Stellen müssen dem Prüfer 
einen geeigneten Raum und die erforderlichen Hilfs¬ 
mittel (Geräte, Beleuchtung, Heizung und der¬ 
gleichen) stellen und die nötigen Hilfsdienste 
leisten. 

(2) Dem Prüfer ist jede Auskunft zu erteilen, die 
für die Prüfung erforderlich ist. Dem Prüfer sind 
alle Urkunden, Aufzeichnungen, Geschäftsbücher, 
Belege, Geschäftspapiere und sonstigen Schrift¬ 
stücke, die für die Besteuerung von Bedeutung sein 
können, auf Verlangen zur Einsicht und Prüfung 
vorzulcgen. Dies gilt auch für Aufsichtsrats- und 
Verwaltungsratsprotokolle und für Prüfungsberichte 
von Treuhandgesellschaften, Wirtschaftsprüfern 
und anderen Prüfungsbeauftragten. Das Verdecken 
von Namen oder Konten in den vorzulegenden 
Büchern ist unzulässig. Die Prüfung kann sich auf 
alle Verhältnisse erstrecken, die für die Besteuerung 
von Bedeutung sein können. 

§ 44 

Prüfung bei Kapitalgesellschaften 

(1) Kapitalgesellschaften müssen dem Prüfer ins¬ 
besondere vorlegen: Gesellschaftsverträge, Ge¬ 
neralversammlungsprotokolle, Kapitalerhöhungsbe¬ 
schlüsse, Jahresberichte, Rechnungsabschlüsse (Bi¬ 
lanzen, Gewinn-und Verlustrechnungen), Geschäfts¬ 
bücher, Schriftstücke über die Übernahme von 
Aktien und Anteilen der Gesellschaft durch Banken 
oder andere Personen. Das gleiche gilt für das 
Aktienbuch und für das Gewerkenbuch. 





Nr. 20 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 29. April I960 


253 


(2) Die Gesellschaften müssen insbesondere dar¬ 
über Auskunft erteilen, 

ob Nachschüsse, Zubußen oder sonstige Lei¬ 
stungen von Gesellschaftern eingef ordert 
oder geleistet worden sind, 

ob eigene Anteile erworben oder veräußert 
worden sind, 

ob Gesellschafter Gegenstände zu einer den 
Wert nicht erreichenden Gegenleistung der 
Gesellschaft überlassen oder die Gesell¬ 
schafter Gegenstände der Gesellschaft zu 
einer den Wert übersteigenden Gegen¬ 
leistung übernommen haben, 

ob von Gesellschaftern auf Forderungen oder 
andere Rechte gegen die Gesellschaft ver¬ 
zichtet worden ist oder solche Rechte von 
Gesellschaftern erworben worden sind, 

ob ihnen von ihren Gesellschaftern oder deren 
Ehegatten Darlehen gegeben worden sind 
oder von solchen Person envereinigimgen, 
an denen ihre Gesellschafter als Mitglieder 
beteiligt sind, 

ob ihnen Darlehen von dritten Personen ge¬ 
geben worden sind, für die ein Gesellschaf¬ 
ter Sicherheit geleistet hat, 

ob Schuldverschreibungen oder Genußscheine 
ausgegeben worden sind, 

inwieweit Personen Forderungen gegen die 
Ges e 11 s ch a f 1 e r wo rb en h ab e n, die einen 
Anteil am Gewinn der Gesellschaft ge¬ 
währen (z. B. stille Gesellschafter), 

inwieweit die Gesellschaft selbst an anderen 
inländischen oder ausländischen Kapital¬ 
gesellschaften oder an Kommanditgesell¬ 
schaften beteiligt ist. 

(3) Kapitalgesellschaften, bei denen nach § 7 des 
Gesetzes Rechtsvorgänge von der Besteuerung aus¬ 
genommen sind, werden daraufhin geprüft, 

ob die Voraussetzungen für die Ausnahme 
von der Besteuerung Vorgelegen haben, 

ob die Voraussetzungen für die Ausnahme 
von der Besteuerung fortgefallen und 
Rechts Vorgänge nach § 7 Abs. 2 des Gesetzes 
steuerpflichtig geworden sind. 

§ 45 

Prüfung bei Banken usw, 

(1) Banken und andere Personen, die gewerbs¬ 
mäßig Geschäfte über Wertpapiere betreiben, 
müssen dem Prüfer sämtliche Bücher (auch die per¬ 
sönlichen Depotbücher der Kunden), Schriftstücke 
und Belege vollständig vorlegen, damit er sich ins¬ 
besondere davon überzeugen kann, 

ob die Buchführung ordnungsmäßig ist und 
die in Betracht kommenden Geschäfte aus- 
nahms 1 os in die Bücher, die der Steuer- 
berechnimg zugrunde liegen, eingetragen 
sind, 

ob alle steuerpflichtigen Geschäfte versteuert 
sind, 

ob Steuerermäßigungen oder Ausnahmen von 
der Besteuerung nicht zu Unrecht in An¬ 
spruch genommen sind. 


(2) Dem Prüfer sind auf Verlangen auch die im 
Besitz der zu prüfenden Stelle befindlichen eigenen 
und fremden ausländischen Wertpapiere zur Prüfung 
der Wertpapier steuerpflicht vorzulegen. Dies gilt 
nicht für fremde Wertpapiere, die von der zu prü¬ 
fenden Stelle verwmhrt, aber nicht verwaltet wer¬ 
den. Soweit die Versteuerung zu Unrecht unter¬ 
blieben ist, veranlaßt der Prüfer die Anmeldung 
zur Versteuerung und Abstempelung. 

(3) Die Prüfung darf nicht auf die Ermittlung der 
Einkommens- und Vermögensverhältniisse der Bank¬ 
kunden abgestellt werden. Gelegentliche Wahrneh¬ 
mungen, die für die Steuerpflicht der zu prüfen¬ 
den Stelle oder anderer Personen von Bedeutung 
sein können, sind dem zuständigen Finanzamt mit¬ 
zuteilen. 

§ 46 

Prüfung bei Urkundspersonen 

(1) Behörden, Beamte und Notare müssen dem 
Prüfer ihre Akten, Bücher und sonstigen Schrift¬ 
stücke, die darüber geführten Listen und Register 
vorlegen. 

(2) Bei Gerichten wird insbesondere das Handels¬ 
register mit den dazugehörigen Akten geprüft. 

(3) Die Prüfung erstreckt sich auch-darauf, ob die 
Urkundspersonen die ihnen durch die Reichs- 
abgabenordnung und diese Bestimmungen auf¬ 
erlegte Beistandspflicht erfüllt haben. 

§ 47 

Prüfungsbericht 

(1) Der Prüfer erstattet dem Kapitalverkehrsteucr- 
amt einen schriftlichen Bericht über die Prüfung. Ist 
die Prüfung im Rahmen einer Betriebsprüfung vor¬ 
genommen worden, so wird der Bericht über die 
Kapitalverkehrsteuern gesondert erstattet. Im Be¬ 
richt über die Betriebsprüfung wird auf den beson¬ 
deren Bericht über die Kapitalverkehrsteuern ver¬ 
wiesen. 

(2) In dem Prüfungsbericht werden der Tag der 
Prüfung und der Zeitraum, auf den sich die Prüfung 
erstreckt hat, angegeben. Soweit Beanstandungen 
erhoben werden, sind die Rechtsvorgänge und die 
Gründe für die Beanstandung zu bezeichnen. Kann 
die nachzubringende Steuer sofort berechnet wer¬ 
den, so wird auch der Steuerfehlbetrag im Bericht 
angegeben. 

(3) Das Kapitalverkehrsteueramt teilt der geprüf¬ 
ten Stelle die Beanstandungen mit und veranlaßt 
ihre Erledigung. Die Erledigung der einzelnen Be¬ 
anstandungen wird im Prüfungsbericht vermerkt. 

(4) Fehlbeträge an Börsenumsatzsteuer, die bei der 
Prüfung eines Abrechners festgestellt und vom Ab¬ 
rechner anerkannt werden, können in Gegenwart 
des Prüfers sofort im Geschäftsbuch verbucht wer¬ 
den. Der Prüfer bescheinigt im Geschäftsbuch, daß 
der Fehlbetrag ordnungsmäßig verbucht ist. Die auf 
diese Weise verrectmeten Steuerheträge können 
im Prüfungsbericht ohne nähere Angabe der Gründe 
der Beans Landung in einer Summe angeführt 
werden. 
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(5) tu gibt die'» Pi üfung einer der in § 45 bezeich¬ 
ne l.en Stellen, da fl Ihr eine größere Anzahl von 
■sLeiierplliehtigen (Je schallen keine oder eine zu 
n.jedrige !>ö \: s t: nums i \I zsteuer en 1 richf;et ist, so muß 
du' geprüfte Siebe auf Ursachen des Prüfers dem 
K. a [>! i i'i.! ve r k e 1 1 rs i o u e ra m I. e in e Aalst e llu ng di es er 
Geschalte ein reichen, in der Aufstellung müssen alle 
in Betracht kommenden (beschälte und die für sie 
g esdt u uleI;en, die herc-i i.s cn tri(:hf (• ten und die nadi- 


zuza U )endcri Sieuerbeträgc oinzeln angegeben wer- 
d en. A i) 1 S(:h I u'> d c r Ä11 1 s teil ung i.st zu versichern, 
d a fl di o At1 i s I e I) 11 n g alle b o a n standct.cn G es ch ä f t e 
cn Ihüit. 


3, S o n d e r b e s I i m m u n g 
1 ü r d ie I.)cutsch e B undesbank 

§ 48 

(1) Die Deutsche Bundesbank und ihre Stellen 
werden nicht durch Prüfer der Finanzverwaltung 
geprüft. 


(2) Die Beachtung der Vorschriften über die Kapi¬ 
talverkehrsteuern wird nach näherer Anordnung 
der Deutschen Bundesbank üb erwacht. 

(3) Der mit der Prüfung beauftragte Beamte der 
Deutschen Bundesbank oder ihrer Dienststelle ver¬ 
sieht die in § 26 bezeichnete Anmeldung mit fol¬ 
gender Bescheinigung: 

„Auf Grund der Geschäftsbücher geprüft und für 
richtig befunden 

(Name) ... 

(Dienstbezeichnung) . 

4. Ermächtigung 
§ 49 

Die Oberfinanzdirektionen dürfen im Rahmen des 
Gesetzes und dieser Verordnung die Muster den 
besonderen Bedürfnissen ihres Bezirks anpassen 
und neue Muster vorschreiben. 
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Muster 1 

(§ 14 Abs. 3 Nr. 1 KVStDV 1960) 


(Seile 1) 


Bitte 

in zwei Stücken 
einreichen 


An das 
Finanzamt 



Wertpapiersteuer-Anmeldung 

Der Ersterwerb der in den nachstehend bezeichneten Schuldverschreibungen (Zwischenscheinen) ver¬ 
brieften Forderungsrechte gegen einen inländischen Schuldner wird zur Versteuerung — zur 
Anerkennung der Steuerfreiheit — angemeldet. 


4 


Erläuterungen 

1. Nach § 14 Abs. 1 KVStDV 1960 ist die Anmeldung binnen zwei Wochen, vom Erwerb des in Schuldverschreibungen verbrieften 
Forderungsrechts ab gerechnet, dem Kapitalverkehrsteueramt in zwei Stücken einzureichen. Der Anmeldung bedarf es insbeson¬ 
dere, sobald Schuldverschreibungen oder Zwischenscheine über Einzahlungen auf diese Papiere im Inland oder im Ausland 
erstmalig ausgegeben, veräußert, verpfändet oder zum Gegenstand eines anderen Geschäfts gemacht werden oder sobald vor der 
Ausgabe Zahlungen auf die Wertpapiere geleistet werden. 

2. Bei Rentenverschreibungen tritt an die Stelle des Nennbetrages (Spalte 9} der fünfundzwanzigfache Betrag der Jahresrente. Den 
Betrag der Jahresrente geben Sie bitte in Spalte 10 an. 

3. Fallen bei einem Versorgungsbetrieb, dem Steuerfreiheit nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 KVStG 1959 zuerkannt worden ist, die Voraussetzun¬ 
gen für die Ausnahme von der Besteuerung nachträglich fort, so ist dem Kapitalverkehrsteueramt nach § 14 Abs. 5 KVStDV 1960 
binnen zwei Wochen eine weitere Anmeldung nach gleichem Muster in zwei Stücken einzureichen und dabei auf die frühere 
Anmeldung zu verweisen. 
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Vom An meldenden 





Bezeichnung 

Lfd. 

Nr. 

Name (Firma) 
and 

Anschrift 
des Aumeldcnden 


Gattung 

(Benennung, Aussteller) 
Zinssatz und 

Zinszahl ungstago 

Ort und Zeit 
der Ausstellung 

„ 1 

2 


3 

4 
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auszu füllen 


der Wer t p a p i cre 


Stück¬ 

zahl 


Sl ückehmgshe/ekhnunq 
fi.ii sich qenrdnel) 


Reihe 



Nennbetrag 
für das Stück 
(in den darauf 
angegebenen 
Währungen) 


Anträge 

und Erläuterungen 
(z. B. betr. 
Steuerbefreiung 
usw.) 


to 


Ich versichere ich habe 

:-~r. -—-,daß— : —die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht-—~-. 

Wir versichern wir haben 


, den 


19 


»♦« 


(Unterschrift) 
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Finanzamt: . 

C feschüllssi linden: 
Kassenständen: 

PostscheckkonIo: . 

Bankkonten: . 


.. den.19 

. Zimmer: . 

Fernsprecher: . Apparat: .. 


C.Je.sc heit Lszei di .en: 

(i n '/.i.is< hriflen nur] hui öbur- 
wrisi!nquii lulle <mqrl>en) 


S teuer] iste:. 

Sollbuch-(Konto-) 
Nummer: .. 


An 


Wertpapiersteuer-Festsetzung 


Zahlungsaufforderung 

Der lestyosel/.Io Sl.euerbelrag in Höhe von . DM . Pf 

ist bis zum .. 19. an das Finanzamt (Finanzkasse) . 

zu entrichten. 


Belehrung über Rechtsmittel und Folgen verspäteter Zahlung 


Sie können gegen die Steuerfestsetzung Einspruch und gegen die Festsetzung des Verspätungszuschlags 
wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabc der Anmeldung sowie gegen die Anforderung des Säumnis- 
zuscfi.ldgs Bes(;hwer< 1 e einIeyen., 


Der Einspruch und die Beschwerde sind beim Finanzamt schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 


Die Rechtsmitlclfrist beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser Bescheid 
zugostellt worden ist. Als Tag der Zustellung gilt bei der Übersendung durch einfachen oder eingeschrie¬ 
benen Brief der dritte Tag nach der Aufgabe zur Post. 

Ihre Verpflichtung, den festgesetzten Betrag fristgemäß zu zahlen, wird durch Einlegung von Rechtsmitteln 
nicht berührt. 

Wenn Sie verspätet zahlen, so erhebt das Finanzamt nach den gesetzlichen Vorschriften einen Säumnis¬ 
zuschlag. Außerdem werden gegebenenfalls Mahngebühren und Zwangsvollstreckungskosten erhoben. 


• 

; Dienstsiegel 
■ des : 

Finanzamts : 


























lebt zutreffendes bitte st: eichen 
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Nr. 20 — Tag der Ausgabe; Bonn., den 29. April 1960 


Muster 2 

(§ 14 Abs. 3 Nr. 2 KVS1DV1960) 


(Seite 1) 


Bitte 

in zwei Stücken 
cinrcichen 


All das 
Finanzamt 



Der Erwerb der nachstehend bozoichnelen ausländischen Wertpapiere (Zwischen sehe ine) auf Grund 
der ersten Veräußerung im Inland, wird zur Versteuerung — zur Anerkennung der Steuerfreiheit — an- 

gemeldet. Die Papiere haben sich im Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses in ....... 

befunden. (Ort) 



Ich beantrage 
Wir beantragen ' 


die beiliegenden S tone raus weise — Zwischen scheine — abzustempeln 
— die Wertpapiere im .ßumlessleiierblaü Teil II bekanntzumachen. 


Erlau terun g e n 


1 . 


2 . 

3. 

4. 


Nach § 14 Abs. 1 KVStDV 
Kapital Verhehl sl.CUOi Cüll. I ii 
land ersfuiahg ausgegei < n, 
Zahlungen au! rlio Weripi.pi 
ist) Inland befinden. 

Der Anmeldung lugen Sie 

Bei Renlen verschroilurugeu 
Betrag der .fahresieid.0 gelu 

Anträgen auf Stouerftefieiu! 


I%0 i r ; I die Anmeldung binnen ‘zwei Wo eben, von der Vornahme des Gcfcchö 
•zw<-i Sliiikeii ein'/n reichen. Der Aumoidcoxg bedarf es insbesondere, sobald di 
vci hi,u.;- t■(., vergib nun i: oder ziiüi Cbifjonsl’oed eines anderen. Gcmhäfis gemacht 
;cie \>a inlauci gcl oii. Icl v/erd c;u. Votau sse ly. ung ist, dül> die Werg.)aprere sich im. 

bü (c: dir rim. Heraus weise, deren Abstempelung beantragt wird, ordnungsgemäß 

trili an (he bimUe des Nermijotrages (Sjedin U)j de) fürdaiHJzwv:ezigfache Betrag 
:■ i Sic biiio in bbutllo 14 (sii. 


;g Sieg n Sic bitte die erl Order liehen Unter] egen bei. 


ft.s ob gcioclmei:, dom 
e Wertpapiere im Tn- 
werden oder sobald 
Zeitponk t des Erv. r erbs 

auscjefüMt bei. 
d c r J a h r e s t c n. t e j '> e n 
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(Seite 2) 


Vom Anmeidenden 


IJd. 

Nr. 


N <) in e ( I- i r m a ) 
ihm! 

Anschrill 
des AiimeUlenden 


Tag des 
Ges di üfts- 
ci bsdijusses 


Bezeichnung 


Gattung 

(Benennung, Aussteller) 
bei Schuldversdireibungen 
auch Zinssatz und 
Zinszahlungstage 


Ort und Zeit 
der Ausstellung 


ö 

H) 

f; 

*... •! 

CD 


in 

Q) 


in 

Qj 

r) 

G> 


a> 

Nh 


*—i 

7 


(di. vorsithore nh 

-- - daß — die vorstehenden Anqaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht-—:;- 

Wir voistdiom wir ‘ haben 


-— und 


bi I te 

bi i.i .on 


Herrn 


- r <;iO o;sci«'S< ei : • t K 


iton Steueransweise — Z wisch ensdieine — Trau 


Fräulein 


nur 


gegen Fmpf<mg:d>csd;einigung nuszuhändigen — —-- durch — eingeschriebenen — Briet zuzustellen. 


den 


19. 


(Unterschrift) 











Nr. 20 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 29. April 1960 


(Seile 3) 


auszufüllen 


der Wertpapiere 

Bei Ge 

seflschafts rechten 


Sttidt- 

iahl 

S1.iicke 1 u nt)s!)< •/ei rhnu rig 
(in s j cli geordnet) 

Nennbetrag 
für das 
Stück 
(in den 
darauf an¬ 
gegebenen 
Währungen) 

Erwerbs¬ 
preis 
für das 
Stück 

* 

Wert 
(Kurs) 
des Stücks 

Befrag der 
ausstebenden 
Einzahlungen 
bei nicht voll 
bezahl Len 
Gescl Gehalts- 
rechten 
(in den in 
Betracht 
kommenden 
Wahrungen) 

Anträge 

und 

Erläuterungen 


R e i f l o 

Buchstabe 

Nummer 




6 

7 

8 

i 9 

10 

11 

12 

13 

14 


Empfangsbescheinigung 

Die abgestempelten Sfeuerausweiso — Zwischenscheine — zu den vorstehend bezeich- 

hübe ich 

ne len Wertpapieren -— - : — vom Finanzamt . 

haben wir 


zu rück erhalten. 



(Unterschrift des Empfangsberechtigten) 
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Äv Z 


Bunde 



(Seite 4) 


I ■ i n. •' i! t /, < i f ? t f. ^ ,. _ cl 

(«oschälI sst h».-<!<';'i: . . Zimmer: 

KessonslwM'U'n: . .. Fernsprecher: . Apparat: 

Postseh eck kord o: 


Ba n k k o: i! oh : 


Ck < 


! ‘ 


'■> I 


1 i. K 


i s!' 


fiM 1 it iii'-t; :t 

V*'(.. vn.Ifji'Jl hivi.C 


Sc \ !Lu-ch ‘(Koni.o-) 
Nummer; . 


An 



Wertpapiersteuer-Festsetzung 


Zahl un gs a uf f o röerung 

Der festgesetzte Steil erbe trag in Höhe von . DM . Pf 

isi. bis zum .. 19. an das Finanzamt (Finanzkasse) . 

zu entrichten. 


Die St. e u (; r a l i s w c i s e ■ Z w ist h. c- n s eh eine - 
Bund oss ton erb! a 11 Teil 11 bek arm tgemaeb I 


— werden erst ab gestempelt. — Die Wertpapiere werden erst im 
nachdem die Steuer gezahlt ist. 


Belehrung über Rechtsmittel und Folgen verspäteter Zahlung 

* 

Sie können gegen die Steuerfestsetzung Einspruch und gegen die Festsetzung des Verspätungszuschlags 
wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der Anmeldung sowie gegen die Anforderung des Säumnis¬ 
zuschlags Beschwerde ein legen. 

Der Einspruch und die Beschwerde sind beim Finanzamt schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 


Die Rechlsmi!.to! Frist betrügt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser Bescheid 
zugestollt worden ist. Als Tag der Zustellung gilt bei der Übersendung durch einfachen oder eingeschrie¬ 
benen Brief dor dritte Tag nach der Aufgabe zur Post. 

Ihre Verpflichtung, den festgesetzten Betrag fristgemäß zu zahlen, wird durch Einlegung von Rechtsmitteln 
nicht berührt. 

Wenn Sie verspätet zahlen, so erhebt das Finanzamt nach den gesetzlichen Vorschriften einen Säumnis¬ 
zuschlag. Außerdem werden gegebenenfalls Mahngebühren und Zwangsvollstreckungskosten erhoben. 


Dienstsiegel 

des 

Finnn/amU 































263 


Nr. 20 — Tay der Ausgabe: Bonn, den 29. April 1960 


Muster 3 

(§ 14 Abs. 3 Nr. 3 KVStDV 1960) 


(Seite 1) 


Bitte 

in zwei Stucken 
einreichen 


An das 
Finanzamt 



Wertpapiersteuer- Anmeldung 

Der Er ster w er b der nachstehend bezeichne ten Schuldbuchforderungen gegen einen inländischen 
Schuldner wird zur Versteuerung — zur Anerkennung der Steuerfreiheit — angemeldet. 
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(Seite 2) 


Vom Anmeldenden 



Bezeichnung 

N .i m (>. ( I 7 i r m u ) 

dos Kontos 

und 

im Schuld buch, 

A i! s (: 1 1 r i f 1 

dos Zinssatzes 

des An melde ml ca 

und der Zins- 


zahluugsluge 

2 

3 


Zeitpunkt 
der Eintragung 
im Schul dbucli 


4 


! 

) 


\ 



‘ , l 








Nr. 20 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 29. April 1960 

(Seite 3) 


265 


a u s z u J ü 11 e n 


Gläubiger der 
beu rk utidelon. 

Selm Id 

Höht? der 
heurk nudeten 

Schuld 

DM 

Bezeichnung der auf Verlangen 
an Stelle der Forderung 
(Spalten 5 und 6} auszuhändigenden 
Schuldverschreibungen 

Anträge 

und 

Erläuterungen 

Gattung 

Stückzahl 

Nennbetrag 
für das Stück 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 





• 



Jch versichere ich hab§ 

~~ tt -» daü —die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht ^ 

Wir v ersicher n wir J hab elf 


den 


19.. 


(Unterschritt) 
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(Seite 4) 


Finanzamt: . 



Gosdiü llss tun den: 


. .r 1 

7 immer: 

Kassenslunden: . 


Fernsprecher: . 

. Apparat; 

Postscheckkonto: . 

Bankkonten: . 





G e s ch ä (' t s / e i < 3 \ o n: 


Sion erliste: 


(in ZusHn iItf'ii und bei Ubcr- 
weisuiujoi) 1 1 i I. I.e umgeben) 


Sol! huch-(Konto-) 
Nummer: . 


An 


Wertpapiersteuer-Festsetzung 


Zahlungsaufforderung 

Der festgesetzte Steuerbetrug in Höhe von . DM . Pf 

ist bis zum . 19 . an das Finanzamt (Finanzkasse) . 

zu entrichten. 

Belehrung über Rechtsmittel und Folgen verspäteter Zahlung 

Sie können gegen die Steuerfestsetzung Einspruch und gegen die Festsetzung des Verspätungszuschlags 
wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der Anmeldung sowie gegen die Anforderung des Säumnis¬ 
zuschlags Beschwerde einlegen. 

Der Einspruch und die Beschwerde sind beim Finanzamt schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 

Die Rechtsmittelfrist beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser Bescheid 
zugestollt worden ist. Als Tag der Zustellung gilt hei der Übersendung durch einfachen oder eingeschrie¬ 
benen Briet der dritte Tag nach der Aufgabe zur Post. 

Ihre Verpflichtung, den festgesetzten Betrag fristgemäß zu zahlen, wird durch Einlegung von Rechtsmitteln 
nicht berührt. 

Wenn Sie verspätet zahlen, so erhebt das Finanzamt nach den gesetzlichen Vorschriften einen Säumnis¬ 
zuschlag. Außerdem worden gegebenenfalls Mahngebühren und Zwangsvollstrcckungskosten erhoben. 


Dienstsiegel 

des 

Finanzamts 
























NY. 20 - T<;{j dc,r A us<jab c : Bonn, den 29. Aprii 1950 
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Muster 4 

(§ 14 Abs. 3 Nr. 4 KVStDV1960) 


(Seite 1) 


Bitte 

in zwei Stucken 
ein reichen 


An dos 
Fiminzüml. 



Werlpapiersteuer-Anmeldung 

Dur Br s t o r werb rl c r nachs ! ehend I jezeidinelen Schuldscheinford e rungen gegen einen 

inländischen Schuldner — 

Der Erwerb der nachstehend bezeichneten Schuldscheinforderungen gegen einen 

ausländischen Schuldner 
auf Grund der ersten Veräußerung im Inland — 

wird zur V ersten erring — zur Anerkennung der Steuerfreiheit — angemeldet. 

Die Schuldscheine sind in. ausgestellt und haben sich im Zeitpunkt des 

(Ort) 

Geschäftsabschlusses in . befunden. 

(Ort) 

Ich beantrage 

----, die beiliegenden Schuldscheine — Stcucrausweise — abzustempeln 

Wir beantragen 


— die Schuldscheine im Bundessteuerblatt Teil II hekaimtzumachen. 


Erläuterungen 

1. Nach § 14 Abs. 1 KVSlDV 1960 ist die Anmeldung binnen zwei Wochen, von der Vornahme des Geschäfts ab gerechnet, dem 
Kapltalverkehrslcuerumt in zwei Stücken emzurc.idien. Der Anmeldung bedarf es insbesondere, sobald im Inland über Teile eines 
Gesamf.darleliens ausgostclllo Schuldscheine (§ 12 Abs. 3 KVStG 1959) erstmalig ausgegeben, veräußert, verpfändet oder zum. 
Gegenstand eines anderen Geschäfts gemacht werden oder sobald Zahlungen auf die Schuldscheine geleistet werden. Bei Schuld- 
scheinlorderimgen gegen einen ausländischen Schuldner ist Voraussetzung, daß sich die Schuldscheine im Zeitpunkt des Erwerbs 
im Inland bolinden. 

2. Der Anmeldung fügen Sie bitte die St euer ans weise, deren Abstempelung beantragt wird, ordnungsgemäß ausgefüllt bei. 

3. Anträgen auf Steuerbefreiung fügen Sie bitte die erforderlichen Unterlagen bei, 

4. Ballen bei einem Versorgnngsbelriob, dem Steuerfreiheit nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 KVStG 1959 zuerkannt worden ist, die Voraus¬ 
setzungen für die Ausnahme von der Bes!eucrung nachträglich fort, so ist dem Kapitalverkehrsteueramt nach § 14 Abs. 5 KVStDV 
I960 binnen zwei Wochen eine weitere Anmeldung nach gleichem Muster in zwei Stücken einzureichen und dabei auf die frühere 
Anmeldung zu verweisen. 










268 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang I960, Teil I 


(Seite 2) 


Vom An meldenden 


Lfd. 

Nr. 


N a rn c ( T i r in a ) 
und 

Anschrift 
des Aniiirldenden 


Tag des 
Geschäfts 
•ih Schluss es 


Genaue Bezeichnung 
der Forderung 
(des Schuldscheins) einschließ¬ 
lich Zinssatz und ZinszahUmgs- 
tacje, Ort und Zeit der Aus¬ 
stellung, Stückelungs¬ 
bezeichnung, Nennbetrag des 
Gesamtdarlehens 



Ich versichere 
Wir versieht'm 


daß 



habe 

die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht :—:- und 

haben 


bitte 

-, die abgostompciten „Schuldscheine — Steuerausweise 

bitten 


Herrn 

Frau 

Fräulein 


gegen Einplangslmsdioiiiigiiag auszuhändigen —-durch — eingeschriebenen — Brief zuzustellen. 

uns 


den 


19. 


(Unterschrift) 
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Nr. 20 — Tug der Ausgabe: Bonn, den 


April i960 


(Seite 3) 


aus z u f ü 1 ] e n 


S c h u I d n e r 
der F o j d nrun g 


N o n n I) e t r a g 
der ! ; o r d c r u n q 
(in den auf dem 
SH»u Idsrhein 
angegebenen 
W.iJiru nqen) 


Stückzahl 


Anträge 

und 

Erläuterungen 


6 


7 


8 


Emp f a n g sb e s cfo e i ni ‘jung 

Die abgeslompoHcii Sdmld scheine — Steucraiiswcisc — zu den vorstehend bezeidmeten Scfruldscheinforderungen 
habe idi 


haben wir 


vorn Finanzamt . 


.z ur ück er h alt en, 


., den ... 19.. 


(Unterschrift des Empfangsberechtigten) 
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tf 'li ['*T i 

A 

m r < 


) 


(Seite 4) 


> '! ;i<l ; l/.fi M l ! :. 

( J:S< :! i !: v; i. u :■ i f J< ■ 11; 
Kascencl undtm: 
Postscheck !• i'iiili-: 

Bei nk knnien: 


, den 


hernsprecher: 


Zimmer; 

Apparat: 



(Jesdicilis/.f'ichei]: SUuioj liste:. An 

(in ZuKcilu i!l.('ii iiikI Inn l lhci - S:>! ib ildl-(Koil tO-) 

Wi'isu.iüjnn !>i 111 , . 

Numiriri': . 


Wertpas; 


ix 




■J 


Zahlu ngsaufforderung 

Des fosl.oesof•/!o Kiene* holmr» in 

*•' o 

ist bis '/.li,]) . 

7 u entrichten. 

Die Seheldsi l*< ine SimjorauN'wehse weiden erst abgestempoH •••• Die Schuldscheine werden erst im 
hundessienes hinl I ’i eriI >\ hr kanntgoinad.it, nachdem die Steuer gezahlt ist. 


o von .. DM . Pf 

19. an das Finanzamt {Finanzkasse) . 


iD• i e i! • i! n i\ d I.) i .i 1 ? e ch lsin i t i 6 1 uo (1 Fol g cn ve rspätete r Za h ] nng 

S'e MMim-ii trs'u dm: e:r• rins{rseb.ring Einspruch und gegen die Festsetzung des Ver spätungszusdilans 
wegen ve.:mTe!e ä A ,bg.-<be cd er NichUibgnhe der Anmeldung sowie gegen die Anforderung des Säumnis- 

Zuzm i;Cj:- i'ieccu WC! d<’ C • i s IOt j CM , 

Der Fi ns}):’und die ho'-eh werde sind beim Finanzamt schrifüiäh ein zu reichen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 

Die 11(vhi;i.n • vc<i i:>i bei.« Au. einen Monat. Sie beginnt mit Ablaut des Tages, an dem Ihnen dieser Bescheid 
ZügesletU wo; den ist Ab; Tag der Zustellung gilt bei der Übersendung durch einfachen oder eingeschrie¬ 
benen Prim der dritte Tag nach, der Aufgabe zur Post. 

Hm: Vi;s jdndilung, den )<:;-•!geseh/.U-n Betrag fristgemäß zu zahlen, wird durch Einlegung von Rechtsmitteln 
u u |i l. beruh? i. 

Wenn Sic veisgä.le-i z.eJoM, so erbebt das Finanzamt nach den gesetzlichen Vorschiifton einen Säumnis¬ 
zuschlag. A uh. i il'.sii worden gegebenenfalls Mab ngeb ü h r e r und. Zw an gs volls l. reck un gsk osten erhoben. 


i ?• S ’ t • r j•: I \ 

jfv.s ; 

I ■ j 11 D i i /. f \ \ 11 j :s 




























Muster 5 

(§ 16 KVStDV 1960) 


Steuerausweis 

zu dem nachstehend bezeichneten ausländischen Wertpapier 

— Jede an dem Inhalt vorgenommene Änderung macht den Steuer aus weis ungültig — 


Bezeichnung des Wertpapiers 


Gattung 

(Benennung, Aussteller, 
bei Schuld- und Renten¬ 
verschreibungen 
auch Zinssatz) 

Ort und Zeit 
der 

Ausstellung 

Stückelungs¬ 

bezeichnung 

Nennbetrag in Ziffern 
und Buchstaben 
(sind mehrere 

Währungen angegeben, 
so ist jede dieser 

Währungen einzutragen) 

Raum für den Aufdruck 
ries Steuers tempeis 
(der Stempel muß die 
nachstehende Ein¬ 
tragung überdecken) 

Reihe 

i 

i ! 

Buch¬ 

stabe 

Num¬ 

mer 

1 

2 

3 

i 

4 

5 

6 

y 


(Wiederholung der 
Stückelungs¬ 
bezeichnung 
Spalten 3 bis 5) 


] 

t 


N3 
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Muster 6 

(§26 KVStl)V I960) 


Sol I huch-(Konto-) Nummer: . An das 

Steil erliste: . Finanzamt 


Börsenumsatzsteuer-Anmeldung 

19 . 


des — der ...... 

in ..... 

(Ort) (Straße, Nr.) 


Für das Kalenderjahr 19. ergibt sich auf Grund der Geschäftsbücher, die nach § 25 KVStDV 1960 als 

Grundlage für das Abrechnungsverfahren dienen, eine Börsenumsatzsteuer in Höhe von insgesamt 

.. DM . Pf 


(Deutsche Mark in Worten) 


Hierauf sind folgende Abschlagszahlungen entrichtet: 


1. 

Am 

. 19. 

... für Januar 

19. 

.DM . 

.Pf 

2. 

am 

. 19. 

.. für Februar 

19. 

.DM . 

.Pf 

3. 

am 

. 19. 

.. für März 

19.. 

.DM . 

.Pf 

4. 

am 

. 19. 

... für April 

19. ' . 

.DM . 

.Pf 

5. 

am 

.. 19. 

... für Mai 

19. 

.DM . 

.Pf 

6. 

am 

. 19. 

... für Juni 

19. 

.DM . 

.Pf 

7. 

am 

. 19. 

... für Juli 

19. 

.DM . 

.Pf 

8. 

am 

. 19. 

... für August 

19. 

.DM . 

.Pf 

9. 

am 

. 19., 

... für September 

19. 

.DM . 

.Pf 

10. 

am 

. 19. 

... für Oktober 

19. 

...DM . 

.Pf 

11. 

am 

... 19. 

... für November 

19...... 

.DM . 

Pf 





. 

.DM . 

.Pf 

Es 

sind 

somit als Abschlußzahlung noch 

zu entrichten 


.DM . 

.Pf 


Dieser Betrag ist an das Finanzamt (Finanzkasse) ...... in .. 

am ... durch .. entrichtet worden. 


Alle von 


mir 


uns 


abgeschlossenen oder vermittelten Anschaffungsgeschäfte (einschließlich der steuerfreien) 


sind in den Geschäftsbüchern eingetragen. 


Ich versichere ich habe 

--g ü ß —_ giß vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht -— -. 

Wir versichern wir naben 


den 


19. 


(Unterschrift.) 


















































































Schlußnote 


! 

I 


, den .19 


Von ... I ; 

F 

• ! Raum für die Verwendung 

. ....... | von 

: Börsenumsatzsteuermarkon 

j (falls erforderlich, bitte 

All .. . j Rückseite mit verwenden) 

I 

in ..... i ; 


j 


I 

Gegenstand des Geschäfts:... 


Tag des Geschäftsabschlusses: 


Preis oder Kurs: 


t 

Wert des Gegenstands: . j 


i 


Sonstige Angaben zur Berechnung der Bör¬ 
senumsatzsteuer: ..... 


Muster 7 

(§31 KVStDV i960] 


Schlußnote 

.... den . 19 

j 

j 

I Von ... 

j in ... 

i 

j 

I An . 

i in . 


Gegenstand des Geschäfts: 


Tag des Geschäftsabschlusses: 


Preis oder Kurs: 


Wert des Gegenstands: 


Sonstige Angaben zur Berechnung der Bör¬ 
senumsatzsteuer: . 
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Bekanntmachung der Neufassung 
der Durchführungsbestimmungen zum Wechselsteuergesetz 

Vom 20. April 1960 

Auf Grund des § 14 Abs. 2 des Wechselsteuer- 
go setz es in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 536) wird nach¬ 
stehend der Wortlaut der Durchführungsbestim¬ 
mungen zum Wechselsteuergesetz unter Berücksich¬ 
tigung der Verordnung zur Änderung der Durchfüh¬ 
rungsbestimmungen zum Wechsel Steuer ge setz vom 
23. Dezember 1959 (Bundesgesetzbh I S. 805) unter 
d e r Übers dir if t „ W e chs eis teil e r-Du r chf üh rungs ver- 
o rdnung “ bekannte}ema cht. 

Bonn, den 20. April I960 

Der Bundes minister der Finanzen 

In Vertretung 
Prof. Dr. Hettlage 


Wechsels teuer-Durchführungs Verordnung 
in der Fassung vom 20. April I960 
(WStDV 1960) 


1. Zuständigkeit 
§ 1 

Sachliche Zuständigkeit 

Sachlich zuständig zur Verwaltung der Wechsel¬ 
steuer sind die Finanzämter, denen die Verwaltung 
der Kap i 1 aJ v e rk ei i rs teu e m übe rtragen ist. 

§ 2 

örtliche Zuständigkeit 

örtlich zuständig zur Verwaltung der Wechsel¬ 
steuer ist das Finanzamt, das zuerst mit der Sache 
befaßt wird. 


2. Umrechnung fremder Währungen 

§ 3 

Lauten Wechsel summen über fremde Währungen, 
für die Mittelwerte nach § 7 Abs. 3 Satz 1 des Ge¬ 
setzes nicht festgesetzt sind, so sind für ihre Um¬ 
rechnung in der nachstehenden Reihenfolge maß¬ 
gebend 

1. der Mittelkurs zwischen dem an einer Börse 
im Geltungsbereich des Gesetzes amtlich fest¬ 


gestellten Brief- und Geldkurs für Auszahlun¬ 
gen. Maßgebend ist der vor dem Tag der Ent¬ 
stehung der Steuerschuld zuletzt fcstgcstellte 
Börsenkurs; 

2. die letzte New Yorker Notierung für die Wäh¬ 
rung am Tag vor Entstehung der Steuerschuld. 
Der hierbei errechnete Dollarbetrag wird nach 
dem Mittelwert, der für den US-Dollar festge¬ 
setzt ist, in Deutsche Mark umgerechnet. 


3. Entrichtung der Steuer 

§ 4 

Art und Zeit der S teuer entriclitung 

(1) Die Steuer wird entrichtet 

1. durch Verwendung von Wechselstellermar¬ 
ken (§§ 8 und 9), 

2. durch Verwendung eines zugelassenen 
Steuerstemplers (§ 14). 

(2) Der Steuerschuldner (§ 9 Abs. 1 des Gesetzes) 
muß die Steuer entrichten, sobald er den Wechsel 
aushändigt. 

(3) Solange die Steuer nicht entrichtet ist, ist jeder 
Haftende (§ 9 Abs. 2 des Gesetzes) zur Entrichtung 
der Steuer verpflichtet, 
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1. sobald er eine Weehselerklänmg auf den 
'Wechsel selv.l (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 des Ge¬ 
setze s). 1 ia i. der 1 Ja (den de vor Entstehung der 
Steuerschuld eine Wechsele rklärung auf 
den Wed)sei gesetzt, so ist er zur Entrich¬ 
tung der Steuer verpflichtet, sobald er den 
Wed)sei wiedererhäll; 

2. sobald er den Wechsel für eigene oder 
fremde Rechnung erwirbt, ihn als Sicher¬ 
heit annimmt, ihn veräußert oder verpfän¬ 
det (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes); 

3. sobald er den Wechsel zur Zahlung vor¬ 
legt, Zahlung darauf empfängt oder leistet 
oder eine Quittung darauf setzt (§9 Abs. 2 
Nr . 3 d es G esetzes); 

4. sobald er mangels Annahme oder Zahlung 
Protest erhoben läßt (§ 9 Abs. 2 Nr. 4 des 
Gesetzes). 

§ 5 

Ausfertigung mehrerer Stücke eines Wechsels, 

Bc weislast 

Der Steuerschuldner oder Haftende hat auf Ver¬ 
langen des Finanzamts nachzuweisen 

1. im Fall des § 2 Abs. 1 des Gesetzes, 

daß eine versteuerte Ausfertigung vorhanden 
ist; 

2. im Fall des § 2 Abs. 2 des Gesetzes, 

daß die auf eine unversteuerte Ausfertigung 
gesetzte Weehselerklänmg auch auf einer 
versteuerten Ausfertigung abgegeben ist; 

3. im Fall des § 2 Abs. 5 des Gesetzes, 

daß bei Bezahlung einer nicht zum Umlauf 
bestimmten unversteuerten Ausfertigung 
auch eine versteuerte Ausfertigung ausge- 
lieferl ist. 

§ 6 

Beschreibung der Marken 

(1) Die Wechsels teuer marken können lauten auf 
Steuerbeträge von 10, 15, 20, 30, 45, 60, 75 und 
90 Pfennig, U/s, 2, 4 1 /*, 6, 9, 15, 30, 60, 150, 300 und 
600 Deutsche Mark. Sie haben die Form eines lie¬ 
genden Rechtecks und sind 20 bis 21 Millimeter hoch 
und 38 Millimeter breit. 

(2) Marken, die auf Pfennigbeträge lauten, haben 
einen blaugrauen und hellbraunen Untergrund, in 
den vier Ecken einen dunkelgrünen Wertaufdruck 
und am unteren Rand eine blaugraue Leiste, auf der 
in weißer Schrift die Worte „Deutsche Wechsel¬ 
steuer“ stehen. Der Wertbetrag wird in der oberen 
Markenhälfte in Buchstaben wiederholt, darunter 
befinden sich die Worte „Entwertet am:". 

(3) Die Marken über Werte von 1 V 2 bis 30 Deut¬ 
sche Mark haben einen braunen und hellgrünen 
Untergrund, in den beiden oberen Ecken einen dun¬ 
kelblauen und in den beiden unteren Ecken einen 
hellgrünen Wertaufdruck. Der Wertbetrag ist in 
dunkelblauen Buchstaben wiederholt, darunter be¬ 
finden sich die Worte „Entwertet am:“. Am unteren 
Rand befindet sich eine braune Leiste, auf der in 
weißer Schrift die Worte „Deutsche Wcchselsteuer“ 
stehen. 


(4) Die Marken mit Werten von 60 bis 600 Deut¬ 
sche Mark haben einen rotvioletten, hellgrünen und 
grauen Untergrund und am oberen Rand eine mit 
hellgrünem und grauem Linienwerk versehene 
Leiste, auf der in rotvioletter Schrift die Worte 
„Deutsche Wechselsteuer“ stehen. Darunter befin¬ 
den sich der Wertbetrag in schwarzblauer Farbe, 
und zwar auf der linken Seite in Ziffern mit dem 
Zusatz „DM“ und rechts daneben in Buchstaben, so¬ 
wie die Worte „Entwertet am:“. In den beiden unte¬ 
ren Ecken wird der Wertbetrag in einem schwach 
durchscheinenden wasserzeichenartigen Druck wie¬ 
derholt. 

§ 7 

Herstellung und Verkauf der Marken 

(1) Die Wechselsteuermarken werden von der 
Bundesdruckerei hergestellt und ausschließlich an 
die vom Bundesminister für das Post- und Fern¬ 
meldewesen bestimmten Dienststellen der Deutschen 
Bundespost geliefert. 

(2) Die Marken werden durch die vom Bundes¬ 
minister für das Post- und Fernmeldewesen be¬ 
stimmten Postanstalten zum Preis der auf ihnen 
angegebenen Steuerbeträge verkauft. 

§ 8 

Anbringung der Marken 

(1) Die Wechselsteuermarken sind auf der Rück¬ 
seite des Wechsels an einer nicht beschriebenen oder 
bedruckten Steile aufzukleben, und zwar 

1. wenn die Rückseite des Wechsels noch un¬ 
beschrieben und mit Steuermarken nicht 
versehen ist, 

unmittelbar am Rand einer Schmalseite; 

2. wenn die Rückseite des Wechsels bereits 
Wechselerklärungen enthält oder Steuer¬ 
marken trägt, denen Wechselerklärungen 
folgen, 

unmittelbar neben oder unter der letzten 
Weehselerklänmg; 

3. wenn die Rückseite des Wechsels Steuer¬ 
marken trägt, denen eine Wechselerklä¬ 
rung nicht folgt, 

unmittelbar neben oder unter den bereits 
aufgeklebten Marken. 

(2) Werden zur Entrichtung eines Steuerbetrags 
mehrere Marken verwendet, so sind sie zunächst 
unmittelbar nebeneinander und, wenn der Raum 
nicht ausreicht, unmittelbar untereinander aufzu¬ 
kleben. 

§ 9 

Entwertung der Marken 

(1) Die aufgeklebten Wechselsteuermarken sind 
in der Weise zu entwerten, daß in jede einzelne 
Marke der Tag der Entwertung eingetragen wird. Es 
darf nur der Tag eingetragen werden, an dem die 
Marke tatsächlich entwertet wird, auch wenn dieser 
Tag nicht der Ausstellungstag des Wechsels ist. Bei 
der Eintragung sind der Tag und das Jahr mit 
arabischen Ziffern, der Monat mit Buchstaben ein¬ 
zutragen. Allgemein übliche und verständliche Ab- 
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kürzungen der Monatsangabe und die Weglassung 
der beiden ersten Zahlen der Jahresbezeichnung 
sind zulässig (z. B. 15. Okt. 59). Dem Entwertungs¬ 
vermerk darf die Firma oder der Name des Ver¬ 
wendenden ganz oder teilweise hinzugefügt wer¬ 
den, wenn der Wertaufdruck der Marke und die 
ordnungsmäßige Versteuerung erkennbar bleiben. 
Unter diesen Voraussetzungen darf die Firma oder 
der Name des Verwendenden auch durch Durch¬ 
lochung der Marke angebracht werden. 

(2) Der Tag der Entwertung ist in deutlichen 
Schriftzeichen mit Tinte, mit Kugelschreiber, mit 
Schreibmaschine oder durch Stempelaufdruck einzu¬ 
tragen. Der Entwertungsvermerk soll an der durch 
den Vordruck bezeichneten Stelle stehen; er muß in 
seinem ganzen Umfang auf der Marke enthalten 
sein. Radierungen, Durchstreichungen und Über¬ 
schreibungen auf der Marke sind unzulässig. 

§ 10 

Unrichtig verwendete Marken 

(1) Wechselsteuermarken, die nicht richtig ver¬ 
wendet worden sind (§§ 8 und 9), gelten als nicht 
verwendet. 

(2) Die unrichtige Verwendung darf dadurch rich¬ 
tiggestellt werden, daß der Wechsel einem Finanz¬ 
amt vorgelegt und die Marken vom Finanzamt mit 
einem Aufdruck seines Dienststempels versehen 
werden. Das Finanzamt hat den Aufdruck des 
Dienststempels abzulehnen, wenn der Verdacht der 
Steuerhinterziehung oder Steuergefährdung besteht. 

(3) Zur Abstempelung unrichtig verwendeter 
Wechsel Steuer marken (Absatz 2) sind auch die mit 
der Verwaltung der Wechsels teuer nicht befaßten 
F inanz ä mter z u s tä n d i g. 


4. Umtausch und Ersatz von Marken 

§ 11 

Um lausch unbeschädigter Marken 

(1) Unversehrte Wechselsteuermarken dürfen von 
den Postanstalten gegen Wechselsteuermarken an¬ 
derer Wertbeträge um getauscht werden. 

(2) Die Marken werden von der Postanstalt vor 
der Rücknahme auf Echtheit und Unversehrtheit ge¬ 
prüft. Gibt die Prüfung zu Bedenken Anlaß, so ent¬ 
scheidet das zuständige Finanzamt (§ 1), ob die Mar¬ 
ken echt und unversehrt sind. 

§ 12 

Ersatz beschädigter Marken 

(1) Beschädigte Wechselsteuermarken dürfen von 
den Poslanstalten auf Antrag ersetzt werden, wenn 
von den Marken noch kein oder doch kein solcher 
Gebrauch gemacht worden ist, daß durch den Ersatz 
das Steueraufkommen gefährdet wird. Der Ersatz ist 
ausgeschlossen, wenn auf den Marken Radierungen, 
Durch Streichungen oder üb er Schreibungen vor ge¬ 
nommen worden sind oder wenn die Marken von 
den Urkunden abgelöst oder aus ihnen ausgeschnit¬ 


ten worden sind. Marken, die einen Entwertungs¬ 
vermerk tragen, werden nicht ersetzt. 

(2) Die Marken werden von der Postanstalt vor 
der Übernahme auf Echtheit geprüft. Die Postanstalt 
leistet Ersatz nur in Wechselsteuermarken. Den 
Wünschen des Antragstellers hinsichtlich der her¬ 
auszugebenden Markenwerte soll nach Möglichkeit 
entsprochen werden. Die zurückgenommenen Mar¬ 
ken werden nach Anweisung der Deutschen Bundes¬ 
post vernichtet. 

(3) Lehnt die Deutsche Bundespost den Ersatz be¬ 
schädigter Wechselsteuermarken ab, so darf ein An¬ 
trag auf Ersatz beim zuständigen Finanzamt (§ 1) ge¬ 
stellt werden. Das Finanzamt leistet Ersatz nur in 
bar. Auf Wechselsteuermarken, deren Ersatz das 
Finanzamt ablehnt, ist dies mit roter Tinte zu ver¬ 
merken, wenn die Marken nicht in amtlicher Ver¬ 
wahrung bleiben. Gegen einen ablehnenden Be¬ 
scheid des Finanzamts ist die Beschwerde nach 
§§ 237 und 303 der Reichsabgabenordnung gegeben. 


5. Erstattung der Steuer 

§ 13 

Die Steuer wird in den Fällen des § 11 des Ge¬ 
setzes nicht erstattet, wenn die Wechselsteuermar¬ 
ken von den Wechseln abgelöst oder aus ihnen 
ausgeschnitten sind. 


6. Verwendung von Steuerstemplern 

§ 14 

(1) Auf Antrag kann die Deutsche Bundespost 
die Entrichtung der Steuer durch Verwendung eines 
zugelassenen Steuerstemplers widerruflich geneh¬ 
migen. Voraussetzung ist, daß die vom Bundes¬ 
minister für das Post- und Fernmeldewesen erlas¬ 
senen Bedingungen für die Benutzung des Steucr- 
stemplers beachtet werden. 

(2) Wertkarten, die in Verbindung mit Steuer¬ 
stemplern verwendet werden, müssen den Aufdruck 
„Deutsche Wechselsteuer" tragen. Sie können über 
Beträge von 100, 1000 und 5000 Deutsche Mark 
lauten. 

(3) Der Wertabdruck des Steuerstemplers muß 
im wesentlichen die gleiche Größe haben wie die 
Wechselsteuermarken (§ 6); er muß in deutlichen 
Schriftzeichen den Steuerbetrag, die Worte „Deut¬ 
sche Wechselsteuer" und die Angabe des Verwen¬ 
dungstages enthalten. Aus dem Slempelabdruck muß 
sich in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise 
ergeben, welcher Steuerstempler verwendet worden 
ist. Für den Abdruck ist grüne Stempelfarbe zu ver¬ 
wenden. Wechsel mit unleserlichem Stempel ab druck 
gelten als nicht versteuert. 

(4) Für die Herstellung und den Verkauf der 
Wertkarten gilt § 7, für die Verwendung des Steuer- 
stcinplers gelten §§ 8 bis 13 sinngemäß. 
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7. Aufbewahrung von Wechseln 

§ 15 

Wechsel, die den Vorschriften des Wechselsteuer- 
yeselzes unter liegen, müssen fünf Jahre, von der 
Fälligkeit des Wechsels ab gerechnet, aufbewahrt 
werden. Wechselsteuermarken, die sich auf den 
Wechseln befinden, dürfen nicht ab ge trennt werden. 


8. W e c: h s e 1 ä h n 1 i c h e U r k u n d e n 

§ 16 

Die für Wechsel gegebenen Bestimmungen gelten 
entsprechend für unvollständige Wechsel (§ 4 Abs. 2 


des Gesetzes) und für wechselähnliche Urkunden 
(§ 5 des Gesetzes). 


9. Nachprüfungen zur Durchführung 

des Gesetzes 

§ 17 

Wird bei Nachprüfungen zur Durchführung des 
Gesetzes von der geprüften Stelle eine Beanstan¬ 
dung nicht anerkannt oder sind die Wechsel, zu 
denen eine Steuer nachzubringen ist, nicht erreich¬ 
bar, so sind die fehlenden Wechselsteuermarken zu 
den Prüfungsakten des Finanzamts einzureichen und 
durch Aufdruck des Dienststempels zu entwerten. 
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Bekanntmachung der Neufassung 
der Durdifiihruugsbestimmungeii zum Versieh emngsteuergesetz 

Vom 20, April 1960 

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Versicherung- 
sleucrgcsetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 539) wird 
nachstehend der Wortlaut der Durchführungs¬ 
bestimmungen zum Versicbcrungsteuergesetz unter 
Berücksichtigung der Verordnung zur Änderung der 
Durchführungsbestimmungen zum Versicherung- 
stcuergesetz vom 23. Dezember 1959 (Bundesge¬ 
setzbl. I S. 803) unter der Überschrift „Versicherung¬ 
steuer-Durchführungsverordnung" bekanntgemacht. 


Bonn, den 20. April 1960 


Der Rundesminister der Finanzen 

In Vertretung 
Prof. Dr. Hettlage 
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V e r s idier imgsteuc r-Durch I Jilinmgsv e m rdiuing 

in der Fassung vom 20. April i960 

(VersStDV 1960) 


A. All g e in e i n e I > e s I i in m u n g e n 

§ 1 

öVn heue 2. Hü iüiidigkci 1 

(1) örtlich zuständig ist 

t. bei einem inländischen Versicherer 

das Finanzamt, in dessen Bezirk der Ver¬ 
sicherer seinen Wohnsitz (Sitz, Geschäfts- 
leitung) hat. Hat der Versicherer die 
Erfüllung der Steuerpflicht einem Bevoll¬ 
mächtigten übertragen, so ist das Finanzamt 
zuständig, in dessen Bezirk der Bevoll¬ 
mächtig Le seinen Wohnsitz (Sitz, Geschäfts- 
leitung) hat; 

2. bei einen i a us i ä.nd i sch cn V e rs i ch er er 

das Finanzamt, in dessen Bezirk die in¬ 
ländische GeschOIIsteile liegt, die die Lei¬ 
tung der Geschalte im Inland hat. Hat der 
au s 1 ä r.id i s rh e Ve rs i ch e r e r die E rfüllun g der 
S t. eu e rpfl i d i t et i re m B e vollmä ch ti.gton ü.b er- 
tragen, so ist das Finanzamt zuständig, in 
dessen Bezirk der Bevollmächtigte seinen 
Wohnsitz (Sitz. Gosch ä \ tsloitung) hat. 

(2) Hat der Vc‘rsidu*rungsmv]:mior selbst die'Steuer 
zu entrichten (§ 7 Abs. 3 des Gesetzes), so ist das 
Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk der Verst¬ 
ell e r urigs n eh m o r s e i n o n W o besitz (Sitz, Ge sch ä fts - 
leitung) hat. 

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften des § 73 a 
der Reichsabgabenordmmg cnisprechend. 



Äiim ei J.eogspfi iclit 


(1) Der inländische Versiehe rer hat die Eröffnung 
seines Geschäftsbetriebs binnen zwei Wochen dem 
Finanzamt anzumelden. Das gleiche gilt für eine 
Person oder eine Personen Vereinigung, die an 


einem Vers idier ungsvertrag im Sinne des § 2 Abs. 1 
des Gesetzes beteiligt ist. 


(2) Zugleich mit der Anmeldung hat der Ver¬ 
sicherer dem Finanzamt anzuzeigen, ob er die Er¬ 
füllung der Ste-uerpflicht selbst übernehmen oder 
den zur Empfangnahme von Prämienzahlungen 
ermächtigten Personen (Bevollmächtigten) über¬ 
tragen will. In der Anzeige bat der Versicherer alle 
Bevollmächtigten, denen er die Erfüllung der Steuer¬ 
pflicht übertragen hat, unter Angabe ihres WAhn- 
silzes (Sitzes, Geschäftsleitung) und des Umfangs 
der Übertragung aufzuführen. 

(3) Veränderungen gegenüber den in der Anmel¬ 
dung (Absatz 1) oder Anzeige (Absatz 2) gemachten 
Angaben hat der Versicherer binnen zwei Wochen 
dem Finanzamt anzuzeigen. 


Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
die inländische Geschäfts teile eines ausländischen 
Versicherers, der die Leitung des Geschäfts im 
Inland übertragen ist. 


§ 3 


(1) Die mit der Aufsicht über die Versicherungs- 
Unternehmen betrauten Behörden teilen dem Finanz¬ 
amt die zu ihrer Kenntnis gelangenden Versicherer 
mit. 

(2) Die Register be hör den (Vereins- und Ge- 
nossenschaftsregister) haben Vereine und Genossen¬ 
schaften, die sich mit dem Abschluß von Versiche¬ 
rungen befassen, nach der Eintragung in das 
Register dem Finanzamt mitzuteilen; das gilt auch 
dann, wenn die Vereine oder Genossenschaften ihre 
Leistungen als Unterstützungen ohne Rechtsanspruch 
bezeichnen. 

§ 4 

Steuerberechmmg bei Einrechmmg der Steuer 
in das Versicherungsentgelt 

Berechnet der Versicherer die Steuer nach § 5 
Abs. 2 des Gesetzes von dem Gesamtbetrag der Ver¬ 
sicherungsentgelte einschließlich der Steuer, so sind 
von diesem Gesamtbetrag statt 5 vom Hundert 4,762 
vom Hundert zu erheben. 

§ 5 

Ausnahme von der Besteuerung bei 
Vieh versiehe rangen 

Sind bei einer Vieh Versicherung statt einer Ver¬ 
sicherungsumme feste Entschädigungsbeträge für 
jedes Stück Vieh vereinbart, so gilt die Ausnahme¬ 
vorschrift des § 4 Nr. 9 des Gesetzes nur, wenn der 
Höchstbetrag der Ersatzpflicht des Versicherers 
gegenüber einem Versicherungsnehmer im Zeit¬ 
punkt der Zahlung des Versicherungsentgelts 
7500 Deutsche Mark nicht übersteigt. 


B. Besteuerungsverfahren 

I. Entrichtung der Steuer durch den 

Versicherer 

§ 6 

Art der Steuerentrichtung 

(1) Versicherer haben die Steuer im Abrechnungs- 
Verfahren zu entrichten. Das gleiche gilt für Bevoll¬ 
mächtigte, die zur Entgegennahme des Versiche- 
r ung s ent ge 1 ts e rmä ch tigt s i n d. 

(2) Abrechnungszeitraum ist das Kalenderjahr, 
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(3) Die Steuer wird vom Prä mien-lstbe trag be¬ 
rechnet. Das Finanzamt kann auf Antrag zu lassen, 
daß die Steuer vom Prämien-Sollbütrag berechnet 
wird. Bei Berechnung der Steuer vom Prämicn-Soll- 
betraq muß der Versicherer die Steuer für nicht 
emgegangene Zahlungen Ihm der Abrechnung für 
denjenigen Abrechrmngsy.eitraum absetzen, in dem 
cm' che Vcrsi die nmg ganz oder teilweise in Abgang 
gesteilt (storniert) hat. 

(4) Haben mehrere Versicheren - eine Versicherung 
Ihr denselben Versicherungsnehmer in der Welse 
g einem sch a fl: lieh übernommen, daß jeder von ihnen 
aus der Versicherung zu einem bestimmten Anteil 
berechtigt und verpilichtel. ist, so darf einer der 
Vers icn-c rer die Steuer auch für die übrigen Ver¬ 
sicherer entrichten. Lu hat in diesem Fall den 
Gesamfbeirag des Versicherungsentgelts in seinen 
Gaseb cdtsbüchom nachrichtlich zu vermerken. Die 
hangen Versicherer müssen in ihren Geschäfts¬ 
büchern angebon, wer die Steuer für sie entrichtet 


§ 7 

Geschä f tsbüdier 

Als Grundlage Ihr das Abrechmmgsverfahren 
djenen die Geschäftsbücher und die sie ergänzen¬ 
den Unterlagen des Versicherers. Sie müssen alle 
Angaben enthalten, die für die Beisteuerung von 
B e de u tung s in d, i n s b es o n de re 

1. den Namen und die Anschrift des Versiehe- 
rungsnehme rs, 

2. die Nummer des Versicherungsscheins, 

3. die Versidierungsumme, 

4. (las Vorsiclierung.sen!yeit, 

5. de n S t e u e r b e L ra g. 


§ 8 

Entrichtung der Steuer 

(1) Der Versicherer hat auf die für den Ab- 
red m u n g s z e i t ra 11 rn zu e n t r i cl i ler i. d.e S Lo 11 er bi s zum 
Fünfzehnten eines jeden Monats Abschlagszahlun¬ 
gen zu leisten. Die Abschlagszahlungen müssen bei 
der Berechnung der Steuer nach dem [h ändert- 
1 stbetrag dem Prämieneingang des voranyegange- 
nen Monats, bei der Berechnung nach dem Prämie n- 
Soilbetrag dein Prämiensol.l des vorangegangenen 
Monats entsprer hem Wird die Steuer nach der 
Versicheirunc summe berechnet (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 des 
Gesetzes), müssen die Abschlagszahlungen dem 
zwölften Teil der für das voran gegangene Kalendei- 
jahr geschuIdelen Sieuer cni.sprechen. 

(2) Das Finanzamt darf auf Antrag eines Ver- 
sidiere rs, de r sie u c rpf! i di I; i ge Versi cherun gs ent.ge 1te 
nur in geringem Umfang vereinnahmt, die Leistung 
von Abschlagszmdunyen abweichend regeln. 

(3) Für jeden A brechnumjszeiträum ist die Ver¬ 
siehe rungs teuer, die sich auf Grund der Geschäfts¬ 
bücher ergibt, dem Finanzamt bis zum 31. März 
eines jeden Jahres für das voran gegangene Ka¬ 
lenderjahr nach Muster I in zwei Stücken anzumel- 
don. Der Versicherer muß in der Anmeldung die 
entrichteten Ahschlagszahlunnen vermerken und die 
Abschluß-Zahlung errechnen. Fr muß ferner in der 
Anme 1 dunu veusdicsn, 


1. daß in den Geschäftsbüchern alle Ver¬ 
siehe rungs ent gelte und alle Steuerbeträge 
eingetragen sind, 

2. daß er die Angaben nach bestem Wissen 
und Gewissen gemacht hat. 

(4) Die Abschlußzahlung ist gleichzeitig mit der 
Einreichung der Anmeldung zu leisten. 

(5) Ist für einen AbrechnurxgsZeitraum Versiche¬ 
rungsteuer nicht zu entrichten, so muß der Ver¬ 
sicherer dies dem Finanzamt anzeigen. 

§ 9 

Festsetzung der Steuer 

Das Finanzamt setzt die Steuer auf beiden 
Stücken der Anmeldung fest und gibt dem Ver¬ 
sicherer durch Rückgabe des einen Stücks der 
Anmeldung die Steuerfestsetzung bekannt. Die Fest- 
setzurrgsVerfügung gilt als Steuerbescheid im Sinne 
des § 212 der Reichsabgabenordnung. Sie soll auch 
die Steuerberechnung und ihre Grundlagen sowie 
eine Belehrung enthalten, welches Rechtsmittel zu¬ 
lässig ist und binnen welcher Frist und bei welcher 
Behörde es einzulegen ist. 

§ 10 

Entrichtung der Steuer im Pansch verfall ren 

(1) Das Finanzamt kann in Fällen, in denen die 
Feststellung der Unterlagen für die Steuerfestset¬ 
zung unverhältnismäßig schwierig sein würde, die 
Berechnung und Entrichtung der Steuer im Pausch- 
verfahren zulassen, 

(2) Das Finanzamt setzt den Pauschbetrag jeweils 
für ein Jahr fest. 

(3) Die Vorschriften des § 8 Abs. 1 und 2 gelten 

sinngemäß. 

11. Entrichtung der Steuer durch den 
Versiehe r u n g s n e h rn e r 

§ 11 

(1) Nimmt ein Versicherungsnehmer eine Ver¬ 
sicherung bei einem Versicherer, der im Inland 
weder seinen Wohnsitz (Sitz) noch einen Bevoll¬ 
mächtigten zur Entgegennahme des Versicherungs¬ 
entgelts hat, so muß der Versicherungsnehmer den 
Abschluß der Versicherung dem Finanzamt unver¬ 
züglich anzeigen. Das gleiche gilt für einen inländi¬ 
schen Vermittler, der den Abschluß der Versiche¬ 
rung vermittelt hat. 

(2) Der Versicherungsnehmer muß jede Zahlung 
eines Versicherungsentgelts binnen zwei Wochen 
nach der Zahlung dem Finanzamt in zwei Stücken 
nach Muster 2 anmelden. Er muß in der Anmeldung 
versichern,, daß er die Angaben nach bestem Wissen 
und Gewissen gemacht hat. 

(3) Das Finanzamt setzt die Steuer auf beiden 
Stücken der Anmeldung fest und gibt dem Ver¬ 
sieh erurtgsnehmer durch Rückgabe des einen Stücks 
der Anmeldung die Steuerfestsetzung und die 
Zahlungsfrist bekannt. Die Zahlungsfrist soll zwei 
Wochen nicht übersteigen. § 9 Sätze 2 und 3 gilt 
entsprechend. 
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Nr. 20 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 


A- V j , 


t v ijrt i i v ; 


Muster 1 

(§ 8 Abs. 3 VersStDV 1960} 


/)/(' Seifen 1 bis 4 des Vordrucks hängen mit perforierter 
Verbindung zusammen, so daß die Anmeldung and die 
Feslseizung darchges c.7 ?/leben werden könneri . 

(Seite 1) 


S len erb sie: 


An das 
Fi na nza mt 


Bille in zwei Stucken 

bis zum 31. März 19. 

einreidien 



19 


des der ... 

in . 

(Ort) (Straße, Nr.) 

Für das Kalenderjahr 19. ergibt sich auf Grund der Geschäftsbücher, die nach § 7 der Versicherung- 

steuer-Durdifühningsverordnimg als Grundlage für das Abrechnungsverfahren dienen, bei Berechnung der 
Steuer nach dem P r ä m ien-lst betrag — nach dem Prämien-Sollbetrag — nach der Ver¬ 
sieh e r u n g s u m in e — eine Versicherungsteuer in Höhe von insgesamt 

.DM.Pf 


(Deutsche Mark in Worten) 


Hierauf sind folgende Abschlagszahlungen entrichtet: 


1 Am .. 

. 19 . 

. für Januar 

19 

2. am ... 

... 19 . 

. für Februar 

19 

3. am . 

.. .. 19. 

. für März 

19 

4. am . 

19 

für April 

19 

5. am . 

. 19. 

. für Mai 

19 

6 . am. 

. 19 . 

. für Juni 

19 

7 am . 

. 19 . 

. für Juli 

19 

8. am . 

... 19 . 

. für August 

19 

9. am .... 

.. 19 . 

. für September 

19 

10. am . 

.. 19 . 

. für Oktober 

19 

11 . am . 

. 19 . 

. für November 

19 

12. am . 

. 19 . 

. für Dezember 

19 


insgesamt: 

als AbscVlußzcihiung noch zu entrichten 

Es sind somit -—--- —. --- 

zuviel entrichtet 


..DM .Pf 

... DM .Pf 

.. DM .Pf 

.. DM .Pf 

... DM .Pf 

...DM .Pf 

..DM .Pf 

..DM .Pf 

..DM .Pf 

... DM .Pf 

..DM .Pf 

.. DM .Pf 

... DM .Pf 

... DM .Pf 


Dieser Betrag ist an das Finanzamt (Finanzkasse) . in 


am . durch . entrichtet worden. — Dieser Betrag 

ist von der Abschlagszahlung Mir Monat . 19. abgesetzt worden. 


versichere 


versichern 


daß in den Geschäftsbüchcm alle Vorsidieruagsentgeile 


und 


die Steuerbeträge eingetragen 


und daß die vorstehenden Angaben 

wir 


nach bestem Wissen und Gewissen gern 


, , habe 

icht- 

haben 


, den ... 19 


(U nie; sch ritt) 
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Bundesgesetzblatt, Jahrgang I960, Teil I 


(Seite 2) 


Finanzamt: . .... den. 19 

Geschäftsstunden: . . . Zimmer: . 

Kassenstunden: . Fernsprecher: . Apparat: . 

Postscheckkonto: . 

Bankkonten: . 


Vfg. 

Geschäftszeichen: Steuerliste: . 1. An 

(in Zuschriften und bei Uber- Sollbuch-(Konto-) . 

Weisungen bitte angeben) Nummer’ 


V ersicherungsteuer-Festsetzung 

Der für das Kalenderjahr 19. (Abrechnungszeitraum) abzuführende 

Gesamtsteuerbetrag wird festgesetzt auf. 

Zuschlag wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der An¬ 
meldung (§ 168 Abs. 2 AO) . 

* zusammen: 

Hierauf sind entrichtet . 

noch zu entrichten 

Es sind.. 

zuviel entrichtet 

Der Restbetrag von .DM .Pf ist bis zum . 19. 

an das Finanzamt (Finanzkasse) . zu entrichten. — Der zuviel entrichtete 

Betrag von ...DM .Pf ist . 


DM. 

.Pf 

DM. 

.Pf 

DM. 

.Pf 

DM. 

.Pf 

DM. 

.Pf 


Belehrung über Rechtsmittel und Folgen verspäteter Zahlung 

Sie können gegen die Steuerfestsetzung Einspruch und gegen die Festsetzung des Verspätungszuschlags 
wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der Anmeldung sowie gegen die Anforderung des Säumnis¬ 
zuschlags Beschwerde einlegen. 

Der Einspruch und die Beschwerde sind beim Finanzamt schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 

Die Rechtsmittelfrist beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser 
Bescheid zugestellt worden ist. Als Tag der Zustellung gilt bei der Übersendung durch einfachen oder 
eingeschriebenen Brief der dritte Tag nach der Aufgabe zur Post. 

Ihre Verpflichtung, den festgesetzten Betrag fristgemäß zu zahlen, wird durch Einlegung von Rechts¬ 
mitteln nicht berührt. 

Wenn Sie verspätet zahlen, so erhebt das Finanzamt nach den gesetzlichen Vorschriften einen Säumnis¬ 
zuschlag. Außerdem werden gegebenenfalls Mahngebühren und Zwangsvollstreckungskosten erhoben. 


2. Vermerk zur Steuerliste (Steuerkartei) 

3. Der Finanzkasse, Buchhalterei . 

zur Sollstellung und Absendung des Bescheids 

4 . 

5 . 

6 .. 

7. ZdA/Wv. 


I. V./I. A. 




























































Nr. 20 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 29. April 1960 


(Seite 3) 


Steu erliste: 


Au. das 
Finanzamt 


Bille in zwei Stücken 

bis zum 31. März 19. 

ein reichen 


Versidierungsteuer-Anmeldung 


19 




des - der . .. 

(( a l) (Straße, Nr.) 

Für das KalcmFujalir 19. ergibt. sich auf Grund der Geschäftsbücher, die nach § 7 der Versicherung- 

slcmer-Durdilu'hnincjsverordnimg als Grundlage für das Abrechnungsverfahren dienen, bei Berechnung der 
Steuer nach dem P r ä in i e n -1 s t b e tr a g — nach dem Prämien-Sollbetrag — nach der Ver- 
sich tirungsuD) dio ----- eine V er s i ehe rrrng.s teuer in Höhe von insgesamt 

.DM.Pf 


(Deutsche Mark in Worten) 


Hierauf sind folgende Abschlagszahlungen entrichtet; 


1. 

Am. 

. 19. 

.... für Januar 

19. 



.DM . 

.Pf 

2. 

am . 

. 19. 

.... für Februar 

19 



.DM . 

.Pf 

3. 

am . 

. 19. 

.... für März 

19. 



.DM . 

.Pf 

4. 

am . 

. 19. 

. für April 

19.. 



.DM . 

.Pf 

5. 

am .. 

. 19. 

. für Mai 

19. 



.DM . 

.Pf 

G. 

am . 

. 19. 

. für Juni 

19. 



.DM . 

.Pf 

7. 

am . 

. 19. 

. für Juli 

19. 



.DM . 

.Pf 

8. 

am . 

. 19. 

. für August 

19. 



.DM . 

.Pf 

9. 

am .. 

. 19. 

. für September 

19. 



.DM . 

.Pf 

10. 

am . 

. 19. 

. für Oktober 

19. 



.DM . 

.Pf 

11. 

am . 

. . .. 19 .. 

für November 

19 



.DM . 

.Pf 

12. 

am . 

. 19. 

. für Dezember 

19. 



.DM . 

.Pf 


insgesamt: .DM.Pf 

als Abschlußzahiving noch zu entrichten 

Es sind somit -— . ...DM.Pf 

zu viel en tri eh tot 


Dieser Betrag ist an das Finanzamt (Finanzkas.se) .. in ... 

am ... durch . entrichtet worden. — Dieser Betrag 

ist von der Abschlagszahlung für Monat . 19. abgesetzt worden. 


Ich versichere 
Wir versichern 


, daß in den Geschäftsbüchern alle Versicherungsentgelte und alle Steuerbeträge eingetragen 


sind und daß 


wir 


die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht 


habe 


haben 


, den 


19 


(Unterschrift) 
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Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1960, Teil I 


(Seite 4) 


Finanzamt: ... 

Gescheit Isst unden: 
Ka.ssens tun den: .. 

PostscheckkonIo: . 

Bankkonten: . 


., den.19 

.Zimmer:. 

Fernsprecher: . Apparat: . 


Geschäfts'/eichen.: 

(in ZvisUirjJien und bei Über¬ 
weisungen bitte tingebcn) 


Steuer liste: . 

S o 1I I > u di - (Ko n t o -) 
Nummer:. 


An 


Versicheruügsteuer-Festsetzung 


Der für das Kalenderjahr 19. (Abrechnungszeitraum) abzuführende 

Gesamlsteucrbetrag wird festgesetzt auf... 


Zuschlag 
meid imy 


wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der An- 
(§ 168 Abs.2 AO) . 


zusammen: 


Hie r au f sin d en tr i ch t c t; 


noch zu entrichten 

Es sind —-- 

zuviel entrichtet 


DM. 

.Pf 

DM. 

.Pf 

DM. 

. Pf 

DM. 

. Pf 

.DM. 

. Pf 


Der Restbetrag von .DM .Pf ist bis zum . 19. 

an das Finanzamt (Finanzkasse) . zu entrichten. — Der zuviel entrichtete 

Betrag von .DM ..Pf ist . 


Belehrung über Rechtsmittel und Folgen verspäteter Zahlung 

Sie können gegen die Steuerfestsetzung Einspruch und gegen die Festsetzung des Verspätungszuschlags 
wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der Anmeldung sowie gegen die Anforderung des Säumnis¬ 
zuschlags Beschwerde einlegen. 

Der Einspruch und die Beschwerde sind beim Finanzamt schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erkIhren. 

Die Rechismittelfrist beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser 
Bescheid zugestellt worden ist. Als Tag der Zustellung gilt bei der Übersendung durch einfachen oder 
eingeschriebenen Brief der dritte Tag nach der Aufgabe zur Post. 

Ihre Verpflichtung, den festgesetzten Betrag fristgemäß zu zahlen, wird durch Einlegung von Rechts¬ 
mitteln nicht berührt. 

Wenn Sie verspätet zahlen, so erhebt das Finanzamt nach .den gesetzlichen Vorschriften einen Säumnis¬ 
zuschlag. Außerdem werden gegebenenfalls Mahngebühren und Zwangsvollstreckungskosten erhoben. 


; Dienstsiegel : 
* des : 

Finanzamts / 
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Muster 2 

(§ 11 Abs. 2 VersStDV 1960] 


Die Seiten 1 bis 4 des Vordrucks hängen mit perforierter 
Verbindung zusammen , so daß die Anmeldung und die 
Festsetzung durchgeschrieben werden können. 

(Seite 1) 


Steuer]! sie: 


An das 
Finanzamt 


Bitte 

in zwei Stücken 


binnen 

zwei 

Wochen einreichen 


V ersichcrungsteuer-Anraeldung 

über die Zahlung des Versicherungsentgelts 
unmittelbar an einen ausländischen Versicherer 


des — der . 

in . 

KM) (Straße, Nr.) 


Name (Firma) 
und Anschrift j 
des Versieherers 

Nummer 
des Ver- 
sidicruncjs- 
sdi eins und 
Gegenstand 
der Ver¬ 
sicherung 

Versidie- 
nmqszweig, 
Vers ich e- 
runqsurt 

a) Dauer der 
Versicherung 

b) Zeitraum, für 
den die Zah¬ 
lung gelei¬ 
stet wird 

c) Zahlungsart 
des Versiche¬ 
rungsent¬ 
gelts (ein¬ 
malig? 
wieder¬ 
kehrend?) 

Tag der 
Zahlung des 
Versiehe- : 
rungs- 
entgelts 1 

Betrag des ge¬ 
zahlten Entgelts 
(Prämien, Bei¬ 
träge, Vor¬ 
beiträge, Vor- 
sdiüsse, Nach¬ 
schüsse, Um¬ 
lagen u dgl.) 
in der 
jeweiligen 
Währung 

Umrech¬ 
nungskurs , 
für die 
Währung 
(§ 5 Abs. 5 i 
VersStG) 

Betrag des 
gezahlten 
Entgelts 
(Sp. 6) 
in Deutscher 
Mark 

Vom 

Finanzamt 

auszufülllen 

Steuer¬ 
betrug | 
(5 v H von 
Spalte 8) | 

r 

V ennei ke 

1 

2 

3 

4 

1 

5 

6 

7 ; 

8 1 

9 J 

10 

i 

I 

i 

1 

i 

i 

l 

i 

t 

i 

i 

i 

i 

i 

i 

i 

1 

i 

1 

1 

1 

i 

1 

1 

i 

i 

i 

j 

i 

i 

i 

i 

i 

1 

i 

i 

I 

i 

1 

i 

i 

! 

* 



Ich versichere ich 

777 : -r~-, daß —.— die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht 

Wir versichern wir J 


habe 

haben 


den 



(Un tersch rifl) 
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(Seite 2) 


Pi nanzu ml: . .., den. 19 

Geschäftsslumion: .. . Zimmer: ... 

Kassenständen: . Fernsprecher: . Apparat:. 

Postscheckkonto: . 

Bankkonten: . 


Geschäfts/, eich en: 

{biUc; in Zitsrhrifl(:ii und boi 
ü fx'i weisut!(|(:n umjobon) 


Steuer! isto: . 

Sol Ihn ch.-( Konto-) 
Nummer:. 


Vfg. 

I» 

1. An 



Der abzufülironde Gesarnlsteuerbetrag wird festgesetzt auf. 

Zuschlag wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der An¬ 
meldung (§ 168 Abs. 2 AO) . 


zusammen: 


Der Betrag von .DM .Pf ist bis zum . 

Finanzamt (Finair/kasse) . zu entrichten. 


...DM.Pf 

.... DM.Pf 

....DM.Pf 

19. an das 


B o 1 e h r u n g über Rechtsmittel und Folgen verspäteter Z a h 1 u n g 

Sie können gegen die: Steuerfestsetzung Einspruch und gegen die Festsetzung des Verspätungszuschlags 
wegen verspäte!er Abgabe oder Niditabgabe der Anmeldung sowie gegen die Anforderung des Säumnis- 
z u s di! a g s B e sch w er de e in! e g e n. 

Der Einspruch und die Beschwerde sind beim Finanzamt schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 

Die Rechl.smiU.elfrist beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser 
Bescheid zugestoiü worden ist. Als Tag der Zustellung gilt bei der Übersendung durch einfachen oder ein¬ 
geschriebenen Brief der dritte Tag nach der Aufgabe zur Post. 

Ihre Verpflichtung, den festgesetzten Betrag fristgemäß zu zahlen, wird durch Einlegung von Rechtsmitteln 
nicht berührt. 

Wenn Sic verspätet zahlen, so erhebt das Finanzamt nach den gesetzlichen Vorschriften einen Säumnis¬ 
zuschlag. Außerdem werden gegebenenfalls Mahngebühren und Zwangsvollstreckungskosten erhoben. 

2. Vermerk zur Steuerliste (Steuerkartei) 

3. Der Finanzkasse, Buchhalterei ... 

zur Sollstellung und Absendung des Bescheids 

5 . 

6 . 

7. ZdA/Wv. 

I. V./I. A. 
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(Seite 3) 


Sl euer liste: 

All (JrlS 

Finanzamt 


Bitte in zwei Stücken 
binnen 

zwei Wodien einreidien 


Versicherungsteuer-Anmeldung 
über die Zahlung des Versicherungsentgelts 
unmittelbar an einen ausländischen Versicherer 


des - — der ..:.... 

in .... 

(Ort) (Straße, Nr.) 


Name (Firma) 
und Anschrift 
des Versicherers 

Nummer 
des Ver¬ 
sichern 11(1 s- 
sciieins und 

1 G e neust und 
der Ver¬ 
sieh er ung 

Versiche- 
; rmujszwck), 
Versiehe- 
1 rungsart 

a) 

b) 

c) 

Dauer der 
Versicherung 
Zeitraum, für 
den die Zah¬ 
lung gelei¬ 
stet wird 
Zahlungsart 
des Versiche¬ 
rungsent¬ 
gelts (ein¬ 
malig? 
wie cl e r¬ 
kehrend?) 

Tag der 
Zahlung des 
Versiche¬ 
rungs¬ 
entgelts 

Betrag des ge¬ 
zahlten Entgelts 
(Prämien, Bei¬ 
träge, Vor¬ 
beiträge, Vor¬ 
schüsse, Nach¬ 
schüsse, Um¬ 
lagen u. dgL) 
in der 
jeweiligen 
Währung 

Umrech¬ 
nungskurs 
für die 
Währunq 
(§ 5 Abs. 5 
VersStG) 

Betrag des 
gezahlten 
Entgelts 
(Sp. G) 
in Deutscher 
Mark 

Vom 

Finanzamt 

auszufülllen 

Steuer- 1 
betrag 
(5 v. H. von 
Spalte 8) 

Vermerke 

1 

2 

! 3 


4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 


• 










Ich versichere ich 

--daß — ,— die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemadit 

W i r v e r s i ch e rn w i r 


habe 

haben* 


r den 


19 


(Unterschrift) 
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(Sede 4) 


Finanzamt; . 


, dpn 

Geschäftssinn den: . 


7immpr • 

Kassenstunden: . 

. Fernsprecher: 

Annarat; 

Postscheckkonto: .. 

Bankkonten: . 




Geschäftszeichen; 

(bille in Zuschriften und bei 
Überweisungen angeben) 


Stcuerliste; . 

Sollbuch-(Konto-) 
Nummer:. 


An 


V ersicherungsteuer-Festsetziing 

Der abzuiührende Gesamtstcuerbetrag wird festgesetzt auf . 

Zuschlag wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der An¬ 
meldung (§ 168 Abs, 2 AO) . 

zusammen: . 


DM.Pf 

DM.Pf 

DM.Pf 


Der Betrag von .DM .Pf ist bis zum . 19. an das 

Finanzamt (Finanzkasse) . zu entrichten. 


Belehrung über Rechtsmittel und Folgen verspäteter Zahlung 

Sie können gegen die Steuerfestsetzung Einspruch und gegen die Festsetzung des Verspätungszuschlags 
wegen verspäteter Abgabe oder Nichtabgabe der Anmeldung sowie gegen die Anforderung des Säumnis¬ 
zuschlags Beschwerde einlcgen. 

Der Einspruch und die Beschwerde sind beim Finanzamt schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 

Die Rechtsmittclfrist beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an dem Ihnen dieser 
Bescheid zugestellt worden ist. Als Tag der Zustellung gilt bei der Übersendung durch einfachen oder ein¬ 
geschriebenen Brief der dritte Tag nach der Aufgabe zur Post. 

Ihre Verpflichtung, den festgesetzten Betrag fristgemäß zu zahlen, wird durch Einlegung von Rechtsmitteln 
nicht berührt. 

Wenn Sie verspätet zahlen, so erhebt das Finanzamt nach den gesetzlichen Vorschriften einen Säumnis¬ 
zuschlag. Außerdem werden gegebenenfalls Mahngebühren und Zwangsvollstreckungskosten erhoben. 


; Dienstsiegel 
■; dos 
biiian/amls 


11 (! r fi u s g e l) o r : Pet Bimdesmsiiisler der .lusli/.. — Verlag: Bundesanzeiqer Verlagscjes. m. b. H., Bonn/Köln. - Druck: ßundesclruckerei. 
Das ßumiesgesei'/bbdt erschein! in diei Teilen Ln Teil l und II werden die Gesetze und Verordnungen in zeitlicher Reihenfolge nach ihrer 
Auster! iguug wiTfiudot. Ir; Teil III wird das als forigellend festgostelUe Bundesrecht au! Grund des Gesetzes über die Sammlung dos Bundes- 
rechts vom 1(1. Jnii IBundrsqosol'/.bl. I S. 437] nach Sachgebieten geordnet veröffentlicht. Bezugsbedingungen für Teil III durch den Verlag. 

Bezugsbedingungen für Teil l und II: L ü u 1 e n d e r Bezug nur durch die Post. Bezugspreis vierteljährlich für Teil I und Teil II je DM 5,— 
zn/.ücjiich Zustellgebühr. V. i nzel s lüc k o je angedangene 24 Seiten DM 0.40 gegen Voreinsendung des erforderlichen Betrages auf Postscheckkonto 
«Bund cusge.setzJ.il cdI." Köln 300 oder nach Bezahlung auf Grund einer Vorausrechnung. Preis dieser Ausgabe DM 0,80 zuzüglich Versandgebühr DM0,15. 














































